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Starker privater Konsum treibt das Wirtschafts-
wachstum 
Mittelfristige Prognose 2022 bis 2026 unter Berücksichtigung 
der Steuerreform 2022/2024 
Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski, Marian Fink, Hans Pitlik, Silvia Rocha-Akis 

 Das heimische BIP wird 2022 um 5,0% wachsen. Der internationalen Entwicklung folgend schwächt sich 
das Wachstum bis 2026 auf 1,8% ab. Aufgrund umfangreicher fiskalpolitischer Maßnahmen fällt der BIP-
Zuwachs in Österreich bis 2026 um durchschnittlich ¼ Prozentpunkt p. a. höher aus als im Euro-Raum. 

 Ohne Steuerreform wäre das BIP-Wachstum um durchschnittlich 0,2 Prozentpunkte pro Jahr geringer. 

 Ein in der COVID-19-Krise angehäufter "Zwangssparpolster" und die Entlastung durch die Steuerreform 
ermöglichen ein überdurchschnittliches Wachstum des privaten Konsums. 

 Das Investitionsgeschehen profitiert 2022 noch von der Investitionsprämie und wird ab 2024 durch den 
(Öko-)Investitionsfreibetrag und die Körperschaftsteuersenkung belebt.  

 Die starke wirtschaftliche Erholung bedingt auch einen deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit: das 
Vorkrisenniveau wird 2022 erreicht. Für 2026 wird eine Arbeitslosenquote von 6,1% erwartet.  

 Der kräftige Preisauftrieb auf den internationalen Märkten, die Rücknahme der Mehrwertsteuersenkung 
in einigen Branchen und die CO2-Bepreisung bewirken einen Anstieg der Inflationsrate auf 3,1% 2022. 
Mittelfristig sollte sich die Teuerung jedoch abschwächen (Ø 2023/2026: 2,1% p. a.).  

 Das Budgetdefizit sinkt von 6,3% des BIP 2021 auf 2,4% 2022 und geht bis 2026 auf 0,4% zurück. Ohne die 
Steuerreform wäre die Budgetdefizitquote um durchschnittlich 0,6 Prozentpunkte p. a. niedriger. 

 

 Vergleich der mittelfristigen WIFO-Prognosen zur Entwicklung des realen 
Bruttoinlandsproduktes in Österreich 

 

Österreichs Wirtschaft verzeichnete 2020 (6,7%) die schwerste Rezession seit der 
Nachkriegszeit. Das WIFO erwartet für 2021 (+4,4%) und 2022 (+5,0%) einen starken 
Rebound, von dem auch der Arbeitsmarkt deutlich profitiert: 2022 sollte die 
Arbeitslosenquote (nationale Definition) bereits unter das Vorkrisenniveau sinken (7,3%) 
und bis 2026 auf 6,1% zurückgehen (Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen). 

 

"Die heimische Wirtschaft 
wird ab 2025 dynamischer 
wachsen als vom WIFO im 
Jänner 2020 – also vor Beginn 
der COVID-19-Krise – erwar-
tet. Der Wertschöpfungsver-
lust aus den Jahren 2020 bis 
2024 wird dadurch aber 
kaum wettgemacht." 
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Starker privater Konsum treibt das Wirtschaftswachstum 
Mittelfristige Prognose 2022 bis 2026 unter Berücksichtigung der Steuerreform 2022/2024 

Josef Baumgartner, Serguei Kaniovski, Marian Fink, Hans Pitlik, Silvia Rocha-Akis 

 
Starker privater Konsum treibt das Wirtschaftswachstum. 
Mittelfristige Prognose 2022 bis 2026 unter Berücksichtigung 
der Steuerreform 2022/2024 
Die österreichische Wirtschaft wird sich nach der COVID-
19-Rezession rasch erholen. Getragen wird dies von einer 
günstigen Entwicklung der Weltwirtschaft (2022) und fiskal-
politische Maßnahmen wie dem Investitionsbonus und der 
Steuerreform, wodurch die inländische Nachfrage an Be-
deutung gewinnt. Das Wirtschaftswachstum beträgt 2022 
5,0% und schwächt sich bis 2026 durch die Abkühlung der 
internationalen Konjunktur auf 1,8% ab (Ø 2022/2026 +2,6% 
p. a.). Im Vergleich zum Euro-Raum fällt der BIP-Zuwachs in 
Österreich um 0,2 Prozentpunkte pro Jahr höher aus. Der 
Trendoutput wächst im Prognosezeitraum um jährlich 1,5% 
(WIFO-Methode). Der private Konsum nimmt um kräftige 
3,1% p. a. zu (real, 2022 +6,4%) und profitiert dabei von ei-
nem 2020/21 angehäuften "Sparpolster" und der Entlastung 
durch die Steuerreform. Die Investitionen werden 2022 
noch von Vorzieheffekten durch die Investitionsprämie ge-
stützt, verlieren jedoch 2023 an Schwung. Ab 2024 beleben 
der Investitionsfreibetrag und die Körperschaftsteuersen-
kung die Investitionen. Der Außenhandel entwickelt sich 
2022 sehr dynamisch (Exporte +8,9%, Importe +8,3%), was 
dem verzögerten Rebound im Reiseverkehr geschuldet ist. 
Die rasche Erholung bedingt auch einen starken Rückgang 
der Arbeitslosigkeit: die Arbeitslosenquote wird mit 7,3% 
2022 das Vorkrisenniveau unterschreiten und 2026 6,1% be-
tragen. Die dynamische internationale Konjunktur, Ange-
botsknappheiten, das Auslaufen der Mehrwertsteuersen-
kung in einigen Branchen und die CO2-Bepreisung bewir-
ken einen Anstieg der Inflationsrate auf 3,1% im Jahr 2022 
(Ø 2023/2026 +2,1% p. a.). Das Budgetdefizit sinkt von 6,3% 
2021 auf 2,4% im Jahr 2022 und beträgt 2026 0,4% des BIP. 
Die Budgetdefizitquote erhöht sich durch die Steuerreform 
um durchschnittlich 0,6 Prozentpunkte p. a. 

 Strong Private Consumption Spurs Economic Growth. 
Medium-term Forecast of the Austrian Economy 2022 to 
2026 Including the Tax Reform 2022-2024 
The Austrian economy is set to recover significantly after 
the COVID-19 recession. This development will be driven by 
strong international economic expansion (2022) and fiscal 
policy measures such as the investment premium and the 
tax reform. Hence, domestic demand becomes more pro-
nounced over the forecast horizon. In 2022, GDP is ex-
pected to rise by 5.0 percent. Influenced by the presumed 
cool-down in the international economy, domestic growth 
is set to ease to 1.8 percent by 2026 (Ø 2022-2026 +2.6 per-
cent p.a.). In comparison to the euro area, annual GDP 
growth in Austria is on average 0.2 percentage points 
higher. Trend output will grow by an average of 1.5 per-
cent p.a. over the forecast period (WIFO method). Due to 
"forced savings" formed in 2020-21 as a result of COVID-19 
restrictions and the relief provided to private households by 
the tax reform, private consumption will grow at an above-
average rate of 3.1 percent p.a. (volume terms; 2022 
+6.4 percent). In 2022, investment still benefits from front-
loading effects triggered by the investment premium but 
loses momentum in 2023. From 2024, the investment allow-
ance and the reductions in the corporate tax rate will stim-
ulate investment. Foreign trade evolves in a particularly dy-
namic manner in 2022, which is due to the postponed re-
bound effect in international travel. The rapid economic 
expansion results in a strong decline in unemployment: in 
2022, the unemployment rate (7.3 percent) will fall below 
the pre-crisis level. By the end of the forecast period, the 
unemployment rate is expected to drop to 6.1 percent. 
Strong international demand, supply shortages, the return 
of VAT rates to pre-crisis levels in some sectors and CO2 
pricing, will push inflation to 3.1 percent in 2022 (Ø 2023-
2026 +2.1 percent p.a.). The budget deficit declines from 
6.3 percent in 2021 to 2.4 percent in 2022 (2026 +0.4 per-
cent). The tax reform increases the budget deficit ratio on 
average by 0.6 percentage points p.a. 

 

 
JEL-Codes: E32, E37, E66, D31 • Keywords: Mittelfristige Prognose, Öffentliche Haushalte, Österreich, COVID-19, Verteilung, 
Steuerreform 
Der vorliegende Beitrag baut auf der kurzfristigen WIFO-Prognose vom Oktober 2021 für das Jahr 2021 auf (Schiman, 2021b, 
in diesem Heft). Informationen, die bis zum 27. Oktober 2021 vorlagen, wurden in dieser Prognose berücksichtigt. Die 
Berechnungen erfolgten mit dem makroökonometrischen Modell des WIFO (Baumgartner et al., 2005) unter Verwendung 
von Ergebnissen aus dem Mikrosimulationsmodell WIFO-Micromod. • Zu den Definitionen siehe "Methodische Hinweise und 
Kurzglossar", in diesem Heft und https://www.wifo.ac.at/wwadocs/form/WIFO-Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Begutachtung: Jürgen Bierbaumer, Gabriel Felbermayr, Simon Loretz, Thomas Url • Wissenschaftliche Assistenz: 
Christine Kaufmann (christine.kaufmann@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 27. 10. 2021 
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1. Vorbemerkung 

Am 8. Oktober 2021 präsentierte das WIFO 
im Rahmen der regulären kurzfristigen Prog-
nose die Konjunkturaussichten für die Jahre 
2021/22 (Schiman, 2021a). Zu diesem Termin 
wurde auch eine mittelfristige Prognose bis 
2026 vorgelegt (Baumgartner, 2021). Beide 
Prognosen wurden ohne Berücksichtigung 
der Steuerreform 2022/2024 erstellt, da die 

Maßnahmen und ihre zeitliche Implementie-
rung noch nicht hinreichend detailliert vorla-
gen (die Verhandlungen waren noch nicht 
abgeschlossen), um sie in eine konkrete 
Prognose übernehmen zu können (Stichtag 
für beide Prognosen war Freitag, 1. Oktober 
2021, 12 Uhr).  

  

Übersicht 1: Hauptergebnisse der mittelfristigen Prognose für Österreich – Szenario ohne Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 Veränderung in % p. a. 
Bruttoinlandsprodukt 

          

Real  + 0,9  + 0,7  + 2,4  – 6,7  + 4,4  + 4,8  + 2,3  + 1,9  + 1,7  + 1,6 
Nominell  + 2,9  + 2,5  + 4,6  – 4,6  + 6,6  + 7,4  + 4,3  + 4,0  + 3,6  + 3,6 

Verbraucherpreise  + 1,6  + 2,0  + 2,2  + 1,4  + 2,8  + 3,0  + 2,0  + 2,0  + 1,9  + 1,9 
BIP-Deflator  + 2,0  + 1,8  + 2,1  + 2,3  + 2,2  + 2,5  + 2,0  + 2,0  + 1,9  + 1,9 
Lohn- und Gehaltssumme1)  + 3,3  + 3,3  + 4,0  – 0,4  + 4,1  + 5,3  + 4,1  + 3,9  + 3,4  + 3,4 

Pro Kopf, real2)  + 0,5  + 0,2  + 0,4  + 0,6  – 1,0  + 0,1  + 0,6  + 0,6  + 0,4  + 0,4 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR3)  + 1,2  + 1,1  + 1,4  – 2,3  + 2,3  + 2,1  + 1,5  + 1,3  + 1,1  + 1,0 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,1  + 1,2  + 1,4  – 2,0  + 2,3  + 1,9  + 1,5  + 1,3  + 1,2  + 1,1 
  

          
 

In % 
Arbeitslosenquote 

          

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 8,2 8,3 6,7 9,9 8,2 7,4 6,8 6,6 6,4 6,4 
  

          
 

In % des BIP 
Außenbeitrag 3,3 2,8 2,2 2,9 1,5 1,7 2,1 2,2 2,3 2,5 
            
Finanzierungssaldo des Staates laut Maastricht-Definition  – 1,9  – 2,9  – 0,6  – 8,3  – 6,3  – 1,9  – 0,7  – 0,2  – 0,0  + 0,1 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo           

Methode der Europäischen Kommission5)  – 1,4  – 2,4  – 0,86)  – 5,1  – 4,7  – 2,2  – 0,9  – 0,3  – 0,0   – 
WIFO-Methode7)  – 1,4  – 2,7  – 1,6  – 5,3  – 4,9  – 2,4  – 1,7  – 1,4  – 1,4  – 1,3 

Struktureller Budgetsaldo           
Methode der Europäischen Kommission5)  – 0,9  – 2,4  – 0,86)  – 5,1  – 4,7  – 2,2  – 0,9  – 0,3  – 0,0   – 
WIFO-Methode7)  – 0,8  – 2,7  – 1,6  – 5,3  – 4,9  – 2,4  – 1,7  – 1,4  – 1,4  – 1,3 

            
Staatsschuld 83,0 78,0 74,5 83,2 83,8 79,8 77,2 74,5 71,9 69,3 
  

          
 

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte 7,6 9,7 4,9 14,4 10,4 6,0 5,2 4,6 4,5 4,5 
  

          
 

Veränderung in % p. a. 
Trendoutput, real 

          

Methode der Europäischen Kommission5)  + 1,1  + 1,1  + 1,36)  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,2  + 1,2   – 
WIFO-Methode7)  + 1,0  + 1,1  + 1,5  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,4  + 1,4  + 1,5  + 1,5 

  
          

 
In % des Trendoutputs 

Outputlücke, real 
          

Methode der Europäischen Kommission5)  – 0,8  – 0,8  + 0,26)  – 5,7  – 2,8  + 0,5  + 0,3  + 0,2  ± 0,0   – 
WIFO-Methode7)  – 0,9  – 0,4  + 1,9  – 5,3  – 2,4  + 0,8  + 1,7  + 2,2  + 2,3  + 2,4 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 
2) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. – 3) Beschäftigungsverhältnisse. – 4) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die 
Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 5) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisierung ge-
mäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2021. – 6) Ø 2022/2025. – 7) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021 
gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die 
Outputlücke. 

 

Diese WIFO-Prognosen vom 8. Oktober ohne 
Steuerreform mussten vom Bundesministe-
rium für Finanzen als realwirtschaftlicher Rah-
men für die Erstellung des Entwurfs des Bun-
desfinanzgesetzes 2022 und des Bundesfi-
nanzrahmens bis 2025 sowie die Meldung 

der österreichischen Haushaltsplanung 2022 
(Draft Budgetary Plan) an die Europäische 
Kommission verwendet werden. Die Haupt-
ergebnisse der Prognosen ohne Steuerre-
form sind in Übersicht 1 zusammengefasst. 
Erläutert werden sie in Baumgartner (2021). 
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Die Steuerreform wurde am 13. Oktober 2021 
mit der Vorlage des Bundesfinanzgesetzes 
für 2022 und des Bundesfinanzrahmens bis 
2025 präsentiert und wird in der vor-

liegenden mittelfristigen WIFO-Prognose bis 
2026 berücksichtigt1). Stichtag für diese 
Prognose war Mittwoch, 27. Oktober 2021, 
16 Uhr. 

2. Überblick und grundlegende Annahmen 

Mit dem Abklingen der COVID-19-Krise setzte 
ab dem Frühjahr 2021 eine kräftige Erholung 
der Weltwirtschaft ein, von der auch Öster-
reich profitierte. In den kommenden Jahren 
werden darüber hinaus wirtschaftspolitische 
Maßnahmen im Inland – wie etwa die Inves-
titionsprämie und die Steuerreform 
2022/2025 – die private Nachfrage stützen.  

Die behördlich angeordneten Einschränkun-
gen führten in der COVID-19-Krise zu einem 
Anwachsen der Ersparnisse der privaten 
Haushalte ("Zwangssparen"). Diese Rückla-
gen dürften im Prognosezeitraum teilweise 
abgebaut und dem Konsum zugeführt wer-
den. 

Mit der CO2-Bepreisung und der Tarifreform 
in der Lohn- bzw. Einkommensteuer (Steuer-
reform 2022/2024) werden erste Schritte in 
Richtung einer ökosozialen Transformation 
des Steuersystems gesetzt. Mit der Investiti-
onsprämie und einem (Öko-)Investitionsfrei-
betrag wird die Transformation der Kapital-

ausstattung der österreichischen Unterneh-
men in Richtung Klimaneutralität und Digita-
lisierung unterstützt.  

Das WIFO erwartet für die österreichische 
Wirtschaft im Prognosezeitraum ein Wachs-
tum von durchschnittlich 2,6% p. a. Das 
Wachstum des Trendoutputs wird auf durch-
schnittlich 1,5% p. a. geschätzt.  

Trotz zusätzlicher expansiver fiskalpolitischer 
Maßnahmen durch die Steuerreform dürfte 
das Budgetdefizit bis 2026 auf 0,4% des BIP 
sinken (2020: 8,3%). Ohne Berücksichtigung 
der Steuerreform ist es um 0,6 Prozentpunkte 
p. a. geringer. Der Rückgang der Staats-
schuld von 83,8% des nominellen BIP im Jahr 
2021 auf 71% bis zum Ende der Prognosepe-
riode ist dem starken nominellen BIP-Wachs-
tum geschuldet; in absoluten Zahlen dürfte 
die Staatsschuld im Jahr 2026 um knapp 
85 Mrd. € bzw. 30% höher sein als vor der 
COVID-19-Krise.  

3. Internationale Rahmenbedingungen 

Die Weltwirtschaft erholt sich seit Jahresbe-
ginn 2021 überraschend schnell von ihrer 
schwersten Krise seit der Nachkriegszeit 
(Übersicht 2, Abbildung 1)2).  Die kräftige glo-
bale Nachfrage nach Waren führte zu ei-
nem Boom in der Industrieproduktion; diese 
übertraf bereits im Frühjahr 2021 deutlich das 
Vorkrisenniveau, obwohl die Weltwirtschaft 
von 2017 bis Mitte 2019 das stärkste Wachs-
tum seit der Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise 2009 verzeichnet hatte. Neben der Pro-
duktion boomt derzeit in vielen Industrielän-
dern die Bauwirtschaft. Da das Angebot mit 
dem raschen Nachfrageanstieg nach Roh-
stoffen und Vorprodukten nicht mithalten 
konnte, verteuerten sich Rohstoffe äußerst 
kräftig.  

 
1)  In der Folge wurde die kurzfristige WIFO-Prognose 
(Schiman, 2021a) für das Jahr 2022 überarbeitet. Die 
neue Einschätzung wird im vorliegenden Beitrag erläu-
tert. Der ebenfalls in diesem Heft abgedruckte Beitrag 
von Schiman (2021b) beschränkt sich dagegen auf 
die konjunkturelle Lage im Jahr 2021. Neben der Steu-
erreform 2022/2024 werden in der vorliegenden mittel-
fristigen Prognose keine weiteren wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen angenommen. Gemäß dieser 
"No-Policy-Change"-Annahme berücksichtigt das 
WIFO in seinen Prognosen im Allgemeinen nur bereits 
beschlossene Gesetze und Verordnungen. Unter be-
stimmten Umständen wird von dieser Regel abgewi-
chen. Das ist dann der Fall, wenn der Verhandlungs- 
oder Gesetzwerdungsprozess bereits weit fortgeschrit-
ten ist (Gesetzesentwürfe in Begutachtung, in man-
chen Fällen auch Ministerratsbeschlüsse, wenn eine 

Der starke Anstieg in der globalen Güter-
nachfrage und die arbeitsteilige Produkti-
onsweise führten zu einer deutlichen Zu-
nahme des internationalen Warenhandels: 
das weltweite Güterverkehrsaufkommen 
war bereits Anfang 2021 höher als vor der 
COVID-19-Krise. Diese Ausweitung des Han-
delsvolumens verursachte im Zusammenwir-
ken mit einer Reihe von Problemen im Hoch-
see-Containerverkehr3) und der nach der 
COVID-19-Rezession noch eingeschränkten 
Funktionstüchtigkeit von Logistiknetzwerken 
auf dem Festland einen enormen Anstieg 
der Transportkosten.  

stabile Mehrheit im Parlament sehr wahrscheinlich er-
scheint) und zur betreffenden Regelung zugleich hin-
reichend detaillierte Informationen vorliegen, die eine 
quantitative Einschätzung ermöglichen. Für die Geset-
zesvorlage zur Steuerreform vom 13. Oktober 2021 
treffen die genannten Kriterien zu. 
2)  Die Annahmen zur Entwicklung der internationalen 
Wirtschaft basieren auf einer durch das WIFO ange-
passten Variante der Weltprognose 2022/2026 von 
Oxford Economic Forecasting (Global Economic Fore-
cast, Basisszenario, September 2021). 
3)  Hier wären generelle Kapazitätsengpässe in der 
weltweiten Hochseeschiffs- und Hafeninfrastruktur zu 
nennen, die durch die vorübergehende Unpassierbar-
keit des Suez-Kanals und durch behördlich verordnete 
(Teil-)Schließungen von Häfen in Südchina noch deut-
lich verschärft wurden. 
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Die hohen Preise für Rohstoffe und Vorpro-
dukte, Lieferverzögerungen, hohe Transport-
kosten und eine Knappheit an (qualifizier-
ten) Arbeitskräften hemmen seit dem 
III. Quartal 2021 das Wachstum der Weltwirt-
schaft. China und die USA dürften von die-
sen dämpfenden Effekten stärker betroffen 
sein als der Euro-Raum und die MOEL 5 
(Übersicht 2, Abbildung 1). In China wird sich 
das Wirtschaftswachstum daher von 8,7% im 
Jahr 2021 auf 5,8% (2022) abschwächen, in 
den USA von 6,1% auf 4,0%4). Bis zum Ende 
des Prognosehorizontes wird eine weitere 
Verlangsamung der BIP-Entwicklung (2026: 
China +4½%, USA +2%) in Richtung des 
Trendwachstums unterstellt. 

Für Europa sind sowohl die aktuelle Lage als 
auch die weiteren Aussichten günstig: für 
2022 wird im Euro-Raum und in den MOEL 5 
ein Wirtschaftswachstum von 4,7% bzw. 5,2% 
erwartet. Bis zum Ende der Prognoseperiode 
wird für den Euro-Raum (1½%) und die 
MOEL 5 (2,2%) eine Annäherung an den 
Trendwachstumspfad unterstellt. 

Rund 80% der österreichischen Exporte ge-
hen in die EU, die USA und nach China. Ge-
wichtet mit den heimischen Exportanteilen 
(Marktwachstum) wird die gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage in dieser Ländergruppe 
2022 um rund 4½% wachsen. Bis 2026 wird 
das Marktwachstum auf rund 1¾% abneh-
men.  

Nachdem der Erdölpreis aufgrund von Unei-
nigkeiten innerhalb der OPEC+ und infolge 
der COVID-19-Krise im März bzw. April 2020 
auf unter 10 $ je Barrel der Sorte Brent 

eingebrochen war (Tiefstwert am 21. April 
2020), wurden seitdem die Fördermengen in 
den OPEC+-Ländern und in den USA deut-
lich reduziert. Ab Mitte Mai 2020 stieg der 
Rohölpreis wieder merklich an (Dezember 
2020: 50 $; Ø 2020: 41,7 $) und kletterte bis 
Oktober 2021 auf 84 $. Die Annahmen des 
WIFO zur künftigen Entwicklung des Rohöl-
preises basieren auf den mittelfristigen 
Markterwartungen, wie sie die Futures-Notie-
rungen für die Sorte Brent bis 2026 wiederge-
ben. Für 2022/23 wird ein Rohölpreis von 69 $ 
bzw. 66 $ unterstellt (Jahresdurchschnitt) der 
bis zum Ende des Prognosezeitraumes auf 
58 $ sinkt. 

Für den Wechselkurs des Dollars gegenüber 
dem Euro wird bis 2026 mit einem leichten 
Rückgang auf 1,08 $ je € gerechnet (2021: 
1,19 $ je €). Diese Abwertung des Euro ergibt 
sich aus der unterschiedlichen Geschwindig-
keit, mit der die expansive Geldpolitik in den 
USA und im Euro-Raum zurückgefahren wird. 
In den USA wird mit einer früheren und deut-
licheren Akkommodation gerechnet.  

Die kräftige Teuerung in den USA erwies sich 
als dauerhafter als von der Federal Reserve 
erwartet: die Inflationsrate (CPI-U) stieg im 
April 2021 auf 4% und liegt seit Mai durch-
wegs über 5% (September 2021: 5,4%). Für 
die Geldpolitik der USA wird daher noch im 
IV. Quartal 2021 eine Reduktion der Wertpa-
pierneuankäufe durch die Federal Reserve 
erwartet. Zudem könnte bereits in der ersten 
Jahreshälfte 2022 eine Anhebung der Leitzin-
sen (Federal Funds Rate) erfolgen. Für die 
Folgejahre wird mit einer weiteren Straffung 
des geldpolitischen Kurses gerechnet.  

  

Übersicht 2: Internationale Konjunktur 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Euro-Raum  + 0,8  + 0,8  + 2,4  – 6,4  + 4,8  + 4,7  + 2,5  + 2,0  + 1,5  + 1,5 
MOEL 51)  + 2,3  + 2,9  + 3,4  – 3,9  + 5,1  + 5,2  + 4,0  + 3,0  + 2,5  + 2,2 
USA  + 2,2  + 2,0  + 2,7  – 3,4  + 6,1  + 4,0  + 3,0  + 2,5  + 2,2  + 2,0 
Schweiz  + 1,8  + 1,3  + 2,2  – 2,4  + 3,2  + 3,1  + 2,5  + 2,0  + 1,8  + 1,5 
China  + 7,4  + 6,1  + 5,1  + 2,3  + 8,7  + 5,8  + 5,5  + 5,0  + 4,5  + 4,5 
            
Insgesamt, exportgewichtet2)  + 1,5  + 1,6  + 2,7  – 5,1  + 5,0  + 4,6  + 2,9  + 2,3  + 1,9  + 1,8 
            
Annahmen zur Prognose           
Erdölpreis, Brent $ je Barrel 83 60 63 42 69 69 66 62 60 58 
Wechselkurs $ je € 1,23 1,15 1,09 1,14 1,19 1,13 1,09 1,08 1,08 1,08 
Internationale Zinssätze           

Dreimonatszinssatz in %   0,1  – 0,4   0,2  – 0,4  – 0,5  – 0,4  ± 0,0   0,3   0,5   0,8 
Sekundärmarktrendite Deutschland in %   1,0  – 0,1   0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,0   0,5   1,0   1,5 

Q: WIFO-Berechnungen. – 1) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 2) Euro-Raum, MOEL 5, USA, Schweiz, China: gewichtet mit den österrei-
chischen Exportanteilen. 

 

 
4)  Zwei derzeit in den USA diskutierte Maßnahmenpa-
kete wurden in der vorliegenden Prognose nicht be-
rücksichtigt: Der "American Jobs Plan" passierte in ei-
ner Kompromissversion – beschränkt auf 1,2 Bio. $ für 

physische Infrastruktur – zwar bereits den Senat, eine 
Zustimmung im Repräsentantenhaus steht aber noch 
aus. Der "American Families Plan" befindet sich noch 
im Verhandlungsstadium.  

Hohe Rohstoff-, Vorpro-
dukt- und Transportkos-
ten, Lieferengpässe und 
ein Mangel an (qualifi-

zierten) Arbeitskräften in 
den Industrieländern 

bremsen in der zweiten 
Jahreshälfte 2021 das 

Wachstum der Weltwirt-
schaft. 

In der Gruppe der fünf 
für Österreichs Export-
wirtschaft wichtigsten 

Partnerländer wird sich 
das Marktwachstum ab-

schwächen: von 4½% 
2021 auf 1¾% 2026. 

Die Geldpolitik der EZB 
bleibt zwar über den ge-

samten Prognosezeit-
raum weiterhin expan-
siv, ab 2023 ist aber mit 
einer Straffung des Kur-

ses zu rechnen. 2026 
liegt die Sekundärmarkt-

rendite für 10-jährige 
deutsche Bundesanlei-

hen annahmegemäß 
bei 1½%. 
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Das Pandemie-Notfallankaufprogramm 
(Pandemic Emergency Purchase Pro-
gramme – PEPP; Gesamtvolumen 
1.850 Mrd. €) ermöglicht der EZB flexible An-
käufe über verschiedene Anlageklassen und 
Mitgliedsländer des Euro-Raumes hinweg. 
Diese Ankäufe sollen der Entstehung von 
Zinsunterschieden zwischen den Euro-Län-
dern entgegenwirken (Pekanov, 2021). Es 

wird angenommen, dass die Anleihenneu-
ankäufe im Rahmen des PEPP – wie von der 
EZB angekündigt – im März 2022 auslaufen 
und nicht verlängert werden. Die Kapital-
rückzahlungen aus abreifenden Wertpapie-
ren werden bis Ende 2023 vollständig rein-
vestiert. Damit leitet die EZB eine schrittweise 
Einschränkung ihrer expansiven Geldpolitik 
ein. 

 

Abbildung 1: Angenommene Wirtschaftsentwicklung in drei wichtigen 
Handelspartnerregionen 
BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

 

 

Q: WIFO-Berechnungen; Oxford Economics; IWF, World Economic Outlook. MOEL 5: Tschechien, Ungarn, 
Polen, Slowenien, Slowakei. 
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Das deutlich kleinere Programm zum Ankauf 
von Vermögenswerten (Asset Purchase Pro-
gramme – APP; Nettoankäufe im Umfang 
von 20 Mrd. € pro Monat) dürfte dagegen 
weiterlaufen und die derzeit fixe Länderge-
wichtung flexibler ausgestaltet werden. Mit 
den gezielten längerfristigen Refinanzie-
rungsgeschäften (Targeted Longer-Term Re-
financing Operations – TLTRO III; Laufzeit zwei 
Jahre) wird den Banken im Euro-Raum aber 
weiterhin eine günstige Refinanzierung ge-
boten. Mit einer Anhebung des Hauptrefi-
nanzierungssatzes wird Anfang 2023 gerech-

net. Für die weiteren Jahre bis 2026 wird für 
den Kurs der EZB eine langsame Abkehr von 
der expansiven Ausrichtung unterstellt. 

Auf Basis dieses geldpolitischen Szenarios 
wird der Dreimonatszinssatz im Euro-Raum 
2022 bei 0,4% liegen und bis 2026 auf vo-
raussichtlich 0,8% ansteigen. Für die Sekun-
därmarktrendite auf 10-jährige deutsche 
Bundesanleihen wird ein Anstieg von ½% 
2022 auf 1½% im Jahr 2026 angenommen.  

4. Prognose der Wirtschaftsentwicklung in Österreich 

Aufbauend auf der kurzfristigen Konjunktur-
prognose für 2021 (Schiman, 2021b, in die-
sem Heft) und auf Grundlage der Annah-
men zur internationalen Entwicklung (Kapi-
tel 3) sowie zur Fiskalpolitik im Inland (Kapi-
tel 4.5) wird die wirtschaftliche Entwicklung 
für die Jahre 2022 bis 2026 unter Berücksichti-
gung der am 13. Oktober vorgelegten Steu-
erreform mit Hilfe des WIFO-Macromod 
prognostiziert. Im ersten Teilabschnitt von Ka-
pitel 3 wird die Entwicklung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage (Übersicht 3, Abbil-
dung 2) und die Wirkung der Steuerreform 
auf den privaten Konsum behandelt. An-
schließend werden der Trendoutput und die 
Outputlücke diskutiert und der mittelfristige 
angebotsseitige Rahmen beschrieben (Kapi-
tel 4.2). Es folgen die Abschnitte zum Arbeits-
markt (Kapitel 4.3), zu Preisen und Löhnen 
(Kapitel 4.4) sowie zum öffentlichen Sektor 
(Kapitel 4.5). Die Wirkungen der aktuellen 
Steuerreform auf die privaten Haushalte wur-
den mit dem WIFO-Mikromodell abge-
schätzt und werden in einem eigenen Kas-
ten erörtert5).  

4.1 Gesamtwirtschaftliche Nachfrage 

Lieferverzögerungen, Materialmangel und 
Arbeitskräfteknappheit haben im produzie-
renden Bereich den kräftigen Rebound 
nach der COVID-19-Krise ab dem III. Quartal 
2021 zunehmend gebremst. Zudem stellen 
der schleppende Impffortschritt und die er-
neute Zunahme schwerer COVID-19-Fälle, 
die stationär oder intensivmedizinisch be-
treut werden müssen, wachsende Risiken für 
das kommende Winterhalbjahr 2021/22 dar. 
Laut den Unternehmensbefragungen im 
WIFO-Konjunkturtest trübt die vierte COVID-
19-Welle vor allem in der stark vom Win-
ter(-schi-)tourismus abhängigen Beherber-
gung und Gastronomie die Stimmung. Etwa-
ige Aus- oder Rückreisebeschränkungen für 
Personen aus den wichtigen Herkunftsregio-
nen Deutschland, den Niederlanden und 
Skandinavien könnten auch die zweite Win-
tersaison in Folge zunichtemachen.  

 
5)  Weiterführende Analysen zur Steuerreform sind für 
die Hefte 11/2021 (Diskussion der Maßnahmen), 
12/2021 (Mikro- und Makrosimulationen der Vertei-
lungs- bzw. der gesamtwirtschaftlichen Wirkungen), 

Für das I. Quartal 2022 wird daher mit einer 
Stagnation der Wirtschaftsleistung gegen-
über dem Vorquartal gerechnet, auf die im 
Sommerhalbjahr eine kräftige Erholung fol-
gen sollte. Ab dem Frühjahr 2022 sollten sich 
die Probleme in den Liefernetzwerken all-
mählich verringern und der Preisauftrieb bei 
Rohstoffen und Vorprodukten zumindest 
nachlassen. In einigen Bereichen der Wirt-
schaft dürften daher die Preise durch Ange-
botsausweitungen wieder sinken. 

Ab 1. Juli 2022 werden auch die ersten Maß-
nahmen der (ökosozialen) Steuerreform 
2022/2024 in Kraft treten. Diese sollten eine 
deutliche Entlastung der privaten Haushalte 
mit sich bringen und damit der privaten Kon-
sumnachfrage einen zusätzlichen Impuls ge-
ben. Der private Konsum wird zudem im ge-
samten Prognosezeitraum von den Ersparnis-
sen profitieren, die während der Lockdowns 
2020/21 gebildet wurden. Infolge der einge-
schränkten Konsummöglichkeiten war es zu 
einer Art "Zwangssparen" gekommen. Da die 
privaten Haushalte dieses zusätzliche Ver-
mögen überwiegend als liquide Einlagen bei 
den Kreditinstituten halten, dürften die Rück-
lagen ab 2022 sukzessive abgebaut werden.  

Die Warenexporte entwickeln sich üblicher-
weise im Gleichschritt mit der internationa-
len Konjunktur. Für 2022 wird für die wichtigs-
ten Zielregionen ein Marktwachstum von 
4,6% unterstellt. Die Exporte insgesamt dürf-
ten 2022 jedoch um 8,9% expandieren 
(Übersicht 4), was dem verzögerten 
Rebound-Effekt bei den Reiseverkehrsexpor-
ten geschuldet ist (+80% im Gesamtjahr 
2022). Diese im Vorjahresvergleich enorme 
Zuwachsrate ist auf den bis Mai 2021 auf-
rechten Lockdown zurückzuführen. Die 
Nächtigungszahlen im Städtetourismus (ins-
besondere in Wien) dürften in den kommen-
den Jahren nicht das Niveau vor der 
COVID-19-Krise erreichen, da Geschäftsrei-
sen, Kongress- und Messebesuche zum Teil 

1/2022 (CO2-Bepreisung, regionale und sektorale Ef-
fekte) und 2/2022 (Familienpolitische Wirkungen) der 
WIFO-Monatsberichte geplant. 

Für das IV. Quartal 2021 
und das I. Quartal 2022 
wird – getrieben durch 

die hohen Rohstoff- und 
Vorproduktpreise sowie 

die Material- und Ar-
beitskräfteknappheit – 

eine Abschwächung der 
wirtschaftlichen Dyna-
mik erwartet. Ab dem 
II. Quartal 2022 dürfte 

aber eine spürbare an-
gebotsseitige Entspan-

nung folgen.  
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dauerhaft durch virtuelle Alternativen ersetzt 
werden dürften. Das Wachstum der Exporte 
insgesamt wird sich im Zeitraum 2023 bis 

2026 infolge einer Abkühlung der internatio-
nalen Konjunktur von 5% auf 3½% abschwä-
chen. 

  

Übersicht 3: Hauptergebnisse der mittelfristigen Prognose für Österreich – Szenario mit Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020  2021  2022  2023  2024  2025  2026  

 Veränderung in % p. a. 
Bruttoinlandsprodukt 

          

Real  + 0,9  + 0,7  + 2,6  – 6,7  + 4,4  + 5,0  + 2,4  + 2,3  + 1,8  + 1,8 
Nominell  + 2,9  + 2,5  + 4,9  – 4,6  + 6,6  + 7,7  + 4,6  + 4,5  + 3,9  + 3,9 

Verbraucherpreise  + 1,6  + 2,0  + 2,3  + 1,4  + 2,8  + 3,1  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,1 
BIP-Deflator  + 2,0  + 1,8  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,6  + 2,1  + 2,2  + 2,1  + 2,1 
Lohn- und Gehaltssumme1)  + 3,3  + 3,3  + 4,4  – 0,4  + 4,1  + 5,5  + 4,5  + 4,4  + 3,9  + 3,8 

Pro Kopf, real2)  + 0,5  + 0,2  + 0,5  + 0,6  – 1,0  + 0,1  + 0,6  + 0,7  + 0,5  + 0,5 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR3)  + 1,2  + 1,1  + 1,5  – 2,3  + 2,3  + 2,2  + 1,6  + 1,5  + 1,3  + 1,2 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 1,1  + 1,2  + 1,6  – 2,0  + 2,3  + 2,0  + 1,7  + 1,6  + 1,4  + 1,2 
  

          
 

In % 
Arbeitslosenquote 

          

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 8,2 8,3 6,6 9,9 8,2 7,3 6,8 6,4 6,2 6,1 
  

          
 

In % des BIP 
Außenbeitrag   3,3   2,8   1,9   2,9   1,5   1,6   2,0   1,9   1,9   2,1 
            
Finanzierungssaldo des Staates laut Maastricht-Definition  – 1,9  – 2,9  – 1,2  – 8,3  – 6,3  – 2,4  – 1,4  – 1,0  – 0,8  – 0,4 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo           

Methode der Europäischen Kommission5)  – 1,4  – 2,4  – 1,56)  – 5,0  – 4,6  – 2,7  – 1,6  – 1,1  – 0,8   – 
WIFO-Methode7)  – 1,4  – 2,7  – 2,6  – 5,3  – 4,9  – 2,9  – 2,5  – 2,6  – 2,5  – 2,2 

Struktureller Budgetsaldo           
Methode der Europäischen Kommission5)  – 0,9  – 2,4  – 1,56)  – 5,0  – 4,6  – 2,7  – 1,6  – 1,1  – 0,8   – 
WIFO-Methode7)  – 0,8  – 2,7  – 2,6  – 5,3  – 4,9  – 2,9  – 2,5  – 2,6  – 2,5  – 2,2 

            
Staatsschuld   83,0   78,0   75,6   83,2   83,8   80,0   77,9   75,5   73,4   71,0 
  

          
 

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte 7,6 9,7 6,2 14,4 10,4 7,0 6,6 6,2 5,9 5,6 
  

          
 

Veränderung in % p. a. 
Trendoutput, real 

          

Methode der Europäischen Kommission5)  + 1,1  + 1,2  + 1,36)  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,3  + 1,3   – 
WIFO-Methode7)  + 1,0  + 1,1  + 1,5  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,4  + 1,5  + 1,6  + 1,6 

  
          

 
In % des Trendoutputs 

Outputlücke, real 
          

Methode der Europäischen Kommission5)  – 0,8  – 0,9  + 0,36)  – 5,7  – 2,9  + 0,5  + 0,4  + 0,2  ± 0,0   – 
WIFO-Methode7)  – 0,9  – 0,4  + 2,4  – 5,3  – 2,4  + 1,0  + 2,0  + 2,8  + 3,1  + 3,3 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge. – 
2) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. – 3) Beschäftigungsverhältnisse. – 4) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die 
Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 5) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisierung ge-
mäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2021. – 6) Ø 2022/2025. – 7) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021 
gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die 
Outputlücke. 

 

Ein ähnliches Bild einer verzögerten Erholung 
zeigt sich auch auf der Importseite: die Ge-
samtimporte entwickeln sich – getrieben von 
der günstigen Inlandskonjunktur und der ho-
hen Nachfrage nach Investitions- und dau-
erhaften Konsumgütern – zwar sehr dyna-
misch, der starke Zuwachs (+8,3% im Jahr 
2022) wird jedoch ebenfalls vom Aufholpro-
zess im Reiseverkehr dominiert (+116%). 

Hierbei spielt neben dem Lockdown bis Mai 
2021 auch der Umstand eine Rolle, dass die 
Österreicherinnen und Österreicher ihren 
Sommerurlaub 2021 deutlich öfter im Inland 
verbracht haben als in den Jahren vor der 
Krise. Ab 2022 dürften die österreichischen 
Urlauberinnen und Urlauber jedoch wieder 
vermehrt die Mittelmeerregion frequentie-
ren. 
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Abbildung 2: Szenarien der mittelfristigen WIFO-Prognose zur Entwicklung des realen Bruttoinlandsproduktes in Österreich 

  

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 
 

Abbildung 3: Wirtschaftswachstum in Österreich und im Euro-Raum 
BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 
  

Übersicht 4: Komponenten der realen Nachfrage – Szenario mit Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 Veränderung in % p. a. 
Konsumausgaben 

          

Private Haushalte1)  + 0,6  – 0,2  + 3,1  – 8,5  + 4,5  + 6,4  + 2,9  + 2,7  + 2,0  + 1,8 
Staat  + 0,9  + 1,1  + 0,3  – 0,5  + 2,4  – 0,8  + 0,1  + 0,7  + 0,7  + 0,7 

Bruttoanlageinvestitionen  + 1,7  + 3,2  + 2,6  – 5,2  + 8,2  + 4,4  + 1,5  + 2,8  + 2,2  + 2,0 
Ausrüstungen2)  + 3,1  + 3,5  + 2,8  – 6,5  + 10,6  + 5,6  + 0,8  + 2,9  + 2,5  + 2,3 
Bauten  + 0,2  + 2,7  + 2,3  – 3,7  + 5,4  + 2,9  + 2,2  + 2,7  + 1,9  + 1,7 

Inländische Verwendung  + 0,9  + 0,8  + 2,5  – 5,8  + 4,9  + 4,6  + 2,0  + 2,3  + 1,8  + 1,6 
Exporte  + 2,2  + 2,0  + 5,0  – 10,8  + 8,6  + 8,9  + 5,0  + 4,2  + 3,7  + 3,5 
Importe  + 2,4  + 2,4  + 4,8  – 9,4  + 9,9  + 8,3  + 4,3  + 4,3  + 3,7  + 3,3 
            
Bruttoinlandsprodukt  + 0,9  + 0,7  + 2,6  – 6,7  + 4,4  + 5,0  + 2,4  + 2,3  + 1,8  + 1,8 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffensysteme 
und sonstiger Anlagen. 
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Abbildung 4: Nachfrage und Einkommen 

 

 

 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
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Das Importwachstum wird sich im Zeitraum 
2023 bis 2026 im Einklang mit der Entwicklung 
der inländischen Nachfrage von 4,3% auf 
3,3% abschwächen. Der Außenbeitrag ver-
bessert sich über den Prognosezeitraum von 
1½% auf 2% des BIP; im Durchschnitt beträgt 
sein Wachstumsbeitrag 0,2 Prozentpunkte 
p. a. (Übersicht 3, Abbildung 4). 

Die Investitionen werden sich durch die 
starke Expansion im produzierenden Bereich 
günstig entwickeln. Durch die Investitions-
prämie werden 2022 noch zusätzliche, d. h. 
ohne die Prämie nicht getätigte Ausrüs-
tungsinvestitionen (einschließlich sonstiger 
Anlageinvestitionen) durchgeführt und Pro-
jekte, die eigentlich erst für spätere Jahre 
geplant waren, vorgezogen. Die Bruttoanla-
geinvestitionen werden dadurch 2022 um 
4,4% ausgeweitet. Das Vorziehen von Investi-
tionsvorhaben durch die Unternehmen 
dürfte in den Folgejahren die Investitionsdy-
namik abschwächen. Aufgrund der schritt-
weisen Senkung des Körperschaftsteuersat-
zes ab 2023 und der Einführung eines 
(Öko-)Investitionsfreibetrages sollten die In-
vestitionen jedoch ab 2024 wieder etwas 
kräftiger wachsen. 

Allerdings werden die Kosten der Investitions-
finanzierung derzeit stark vom Niedrigzinsum-
feld dominiert, sodass die Auswirkungen ei-
ner Senkung der Unternehmenssteuern auf 
die Kapitalnutzungskosten gering bleiben 
werden (Kaniovski, 2002). Der erwartete An-
stieg der Zinssätze ab 2023 dürfte den Effekt 
der Steuervergünstigungen für Unternehmen 
auf die Finanzierungsbedingungen jedoch 
etwas erhöhen.  

Der Umstieg auf eine CO2-ärmere Produkti-
onsweise löst ebenfalls einen stärkeren Inves-
titionsbedarf aus. Die frühzeitige Abschrei-
bung alter Anlagen oder der Ersatz von 
Technologien mit hohem Ressourcen- und 
Umweltverbrauch führen zu einer Transfor-
mation des Kapitalbestandes, aber nicht 
notwendigerweise zu einer Ausweitung des 
Produktionskapitals. Dieser Transformations-
prozess wird zudem stark gefördert (Investiti-
onsprämie, (Öko-)Investitionsfreibetrag). Die 
hohe Kapazitätsauslastung in der Industrie 
legt aber nahe, dass es im Prognosezeitraum 
nicht nur zu Ersatz-, sondern auch zu Erweite-
rungsinvestitionen kommen wird. Daneben 
dürfte der demografisch bedingte, ver-
stärkte (Fach-)Arbeitskräftemangel zu einer 
fortschreitenden Automatisierung führen 
und dadurch ebenfalls zusätzlichen Investiti-
onsbedarf erzeugen. 

Der private Konsum wurde 2020 und in der 
ersten Jahreshälfte 2021 stark von der 
COVID-19-Pandemie beeinflusst. Infolge der 

Lockdowns und anderer behördlich verord-
neter Einschränkungen (Schließungen in der 
Gastronomie, Beherbergung und im Veran-
staltungswesen, Maskenpflicht, Abstandsre-
geln, Personenbeschränkungen in Ge-
schäftslokalen u. Ä.) sowie durch Selbstbe-
schränkung und Präferenzänderungen kam 
es zu einem erzwungenen und (in kleinerem 
Ausmaß) freiwilligen Konsumverzicht. Durch 
wirtschaftspolitische COVID-19-Maßnahmen 
konnten die negativen Auswirkungen der 
gesundheitspolitischen Restriktionen auf die 
Einkommen der privaten Haushalte (in erster 
Linie durch die Kurzarbeit, die Senkung des 
Eingangssatzes in der Einkommensteuer und 
den Kinderbonus) sowie auf die Erträge der 
Unternehmen (u. a. durch den Fixkostenzu-
schuss, den Härtefallfonds, den Umsatzersatz 
und Stundungen) erfolgreich abgemildert 
werden (Baumgartner et al., 2020; Huemer 
et al., 2021; Kaniovski et al., 2021). Dadurch 
gelang es, den Rückgang der nominellen 
verfügbaren Haushaltseinkommen gering zu 
halten (2020 0,7%). Der private Konsum 
brach 2020 hingegen um 7,2% ein (nomi-
nell). 2021 dürfte er um 7,5% steigen, sodass 
der Einbruch aus dem Vorjahr wettgemacht 
wird. 

Die nominellen verfügbaren Haushaltsein-
kommen werden 2021 um voraussichtlich 
2,6% wachsen, womit der Rückgang 2020 
mehr als kompensiert würde. Gegenüber 
der durchschnittlichen jährlichen Ersparnis im 
Zeitraum 2010/2019 (rund 15,5 Mrd. € p. a.) 
fiel die Ersparnisbildung 2020 und 2021 – 
hauptsächlich durch "Zwangssparen" – um 
16,6 Mrd. € bzw. 8,2 Mrd. € höher aus (Abbil-
dung 6). Kumuliert wird der in der COVID-19-
Krise angesammelte "Sparpolster" auf rund 
25 Mrd. € geschätzt. Die Sparquote der pri-
vaten Haushalte stieg dadurch von 8,5% 
2019 auf 14,4% 2020 bzw. 10,4% 2021(Abbil-
dung 5). Diese von den privaten Haushalten 
"unfreiwillig" angehäuften Sparguthaben ste-
hen in den kommenden Jahren potentiell für 
zusätzliche Konsumausgaben zur Verfügung.  

Die jährliche Sparquote betrug im Zeitraum 
2010/2019 durchschnittlich knapp 8%. Für die 
Jahre 2022/2026 wird in einem Szenario 
ohne Steuerreform von einer Sparquote von 
rund 4,9% p. a. ausgegangen (Baumgartner, 
2021). Es wird somit angenommen, dass ein 
Teil des angehäuften Sparpolsters wieder 
dem Konsum zugeführt wird: Im Vergleich 
zum Anstieg des verfügbaren Einkommens 
werden höhere Konsumausgaben getätigt 
und weniger Mittel dem Sparen (bzw. der 
Vermögensbildung) zugeführt. Im Szenario 
ohne Steuerreform beträgt das reale Kon-
sumwachstum 2022/2026 +2,8% p. a. (2022 
+6%).  

Die Investitionstätigkeit 
profitiert 2022 noch von 
der Investitionsprämie. 

Ab 2024 beleben der 
(Öko-)Investitionsfreibe-

trag und die Körper-
schaftsteuersenkung 

das Investitionsgesche-
hen. 

Durch verzögerte 
Rebound-Effekte im 

Dienstleistungskonsum, 
die Auflösung des 

"COVID-19-Sparpolsters" 
und die Entlastung der 

privaten Haushalte 
durch die Steuerreform 

wächst der reale private 
Konsum in der Progno-
seperiode überdurch-

schnittlich stark. 
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Abbildung 5: Konsumausgaben und Sparquote der privaten Haushalte 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 
 

Abbildung 6: "Sparpolster" 
Referenz: durchschnittliche Ersparnis 2010 bis 2019; ohne Steuerreform 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 

Im Vergleich mit früheren Jahren ist das Kon-
sumumfeld in der Phase nach dem Abflauen 
der COVID-19-Krise also bereits sehr dyna-
misch6). Ab 2022 kommen jedoch noch die 
Auswirkungen der ökosozialen Steuerreform 
hinzu. Im Kasten "Mikrosimulation der Auf-
kommens- und Verteilungseffekte der 

 
6)  Im Zeitraum 2010/2019 betrug das durchschnittliche 
Konsumwachstum +0,9% p. a. (real). Die höchste 
Wachstumsrate wurde im Jahr 2017 erzielt und fiel mit 
2,0% vergleichsweise moderat aus. Selbst in den 

Steuerreform" und in Übersicht 5 werden die 
Ergebnisse mehrerer Simulationen mit dem 
Mikrosimulationsmodell WIFO-Micromod er-
läutert. Unter der Voraussetzung einer voll-
ständigen Inanspruchnahme jeder Maß-
nahme wird eine Abschätzung der Entlas-
tungsvolumina und der Verteilungseffekte 

Hochkonjunkturjahren 2017/2019 hatte das durch-
schnittliche Konsumwachstum nicht mehr als 1,2% 
p. a. betragen. 
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auf die Haushaltseinkommen für erstens, die 
Tarifreform bei der Lohn- und Einkommens-
teuer, zweitens, die Senkung des Kranken-
versicherungsbeitragssatzes für Personen mit 
niedrigem Einkommen, drittens, die Erhö-
hung des Familienbonus Plus und des Kinder-
mehrbetrages und viertens, des Klimabonus 
vorgenommen (siehe Kapitel 6). Aus diesen 

Mikro-Schätzungen werden zur Prognose der 
gesamtwirtschaftlichen Wirkung mit dem 
WIFO-Macromod für die Jahre 2022 bis 2026 
Entlastungsströme für drei Gruppen von 
Haushaltseinkommen gebildet (Übersicht 6), 
die sich in ihren Konsummustern unterschei-
den (Baumgartner et al., 2020)7).  

    

 
Mikrosimulation der Aufkommens- und Verteilungseffekte der Steuerreform – Ergebnisse einer Ex-ante-Evaluation1)  
Auswirkungen im Jahr 2022 
Die ab 1. Juli 2022 wirksame Steuerreform wird die verfügbaren Haushaltseinkommen durch erstens, eine Tarifsenkung in der 
2. Einkommensstufe, zweitens, eine Senkung der Krankenversicherungsbeiträge, drittens, eine Erhöhung des Familienbonus 
Plus und des Kindermehrbetrages sowie viertens, einen Klimabonus (siehe Kapitel 6) 2022 um rund 3,2 Mrd. € erhöhen (Über-
sicht 5). Mit 45,6% entfällt der größte Teil dieser Entlastung auf die Haushalte im 3. Einkommensterzil, während 35,3% den 
Haushalten im 2. und 19,1% jenen im 1. Terzil zugutekommen. Die mit Blick auf ihre Einkommenswirkung bedeutendste Maß-
nahme (1,2 Mrd. €) ist der regionale Klimabonus, dessen Effekt sich im Vergleich zu den anderen Maßnahmen deutlich 
gleichmäßiger über die drei Einkommensgruppen verteilt: 29,9% fließen den Haushalten im 1. Terzil, 36,2% jenen im 2. Terzil 
und 33,9% jenen im 3. Terzil zu. Der reforminduzierte Entfall an Beitragseinnahmen für die Krankenversicherung beträgt 
760 Mio. €. Mehr als die Hälfte der Entlastung (51,9%) kommt dem oberen, 31,4% dem mittleren und 16,7% dem unteren Ein-
kommensdrittel zugute. Dieses Muster spiegelt die Verteilung der Personen mit niedrigen und mittleren Bruttomonatsbezügen 
in den Einkommensterzilen wider. Da der von der Einschleifregelung betroffene Einkommensbereich relativ breit ist und auch 
Teilzeitbeschäftigte mit – gemessen am Stundenlohn – vergleichsweise hohem Einkommenspotential von der Entlastung profi-
tieren, werden auch zahlreiche Personen im 3. Terzil von der Reform erfasst2). Wie Übersicht 5 zeigt, beträgt das zusätzliche 
Entlastungsvolumen durch die Lohn- und Einkommensteuertarifreform im Jahr 2022 – unter Berücksichtigung der beschriebe-
nen Senkung des Krankenversicherungsbeitragssatzes – 940 Mio. €. Erwartungsgemäß entfällt es zum überwiegenden Teil auf 
die Haushalte im oberen (60,3%) und mittleren (33,2%) Einkommensdrittel. Lediglich 6,5% entfallen auf das untere Drittel. Die 
Erhöhung des Familienbonus Plus bewirkt 2022 eine zusätzliche Entlastung von 280 Mio. €, deren Verteilung auf die Terzile von 
der Kombination aus steuerpflichtigem Einkommen der Eltern, Alter und Anzahl der Kinder je Haushalt abhängt (Fink und 
Rocha-Akis, 2018; Baumgartner et al., 2018): rund die Hälfte (50,9%) des Volumens entfällt auf das 2., etwa ein Drittel (32,8%) 
auf das 3. und 16,3% auf das 1. Terzil. Die verfügbaren Einkommen steigen durch die Erhöhung des Kindermehrbetrages und 
die Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten zusätzlich um 23 Mio. €. Diese Entlastung kommt zu knapp 90% den 
Haushalten im unteren und knapp 10% jenen im mittleren Drittel zugute.  

Auswirkungen im Jahr 2023 
Zusätzliche Maßnahmen, namentlich die ab der Jahresmitte 2023 geltende Senkung der 3. Steuertarifstufe sowie die weitere 
Erhöhung des Familienbonus Plus und des Kindermehrbetrages, führen 2023 zu einer weiteren Steigerung der verfügbaren 
Einkommen um 576 Mio. €. Während die Tarifreform, die knapp die Hälfte des Gesamteffektes 2023 ausmacht, zu 84% (15%) 
im oberen (mittleren) Einkommensdrittel wirkt, fließt die Hälfte bzw. ein Drittel der zusätzlichen Entlastung durch den höheren 
Familienbonus Plus den Haushalten im 2. bzw. 3. Terzil zu. Insgesamt entfallen lediglich 11% der zusätzlichen Entlastung im 
Jahr 2023 auf die Haushalte im unteren und deutlich mehr als die Hälfte (58%) auf die Haushalte im oberen Einkommensdrit-
tel.  

Überführung der Mikrosimulationsergebnisse in Macromod-Inputs 
Aus diesen Mikro-Schätzungen werden – auf der Basis von Annahmen zur Inanspruchnahme der Entlastungen im selben Jahr 
über die Lohnverrechnung des Arbeitgebers oder über die Arbeitnehmerveranlagung im Folgejahr – Entlastungsströme für 
drei gleichgroße Haushaltseinkommensgruppen gebildet (Baumgartner et al., 2018). Die geschätzten Entlastungen aus den 
Mikrosimulationsergebnissen für 2022 und 2023 werden zudem mit der prognostizierten Inflations- und Reallohnentwicklung 
bis zum Jahr 2026 fortgeschrieben (Baumgartner und Kaniovski, 2015). 

Für das Jahr 2022 wird eine wirksame Entlastung von 2,8 Mrd. € (oder 1,2% des verfügbaren Haushaltseinkommens) ange-
nommen, die bis 2026 auf 7 Mrd. € (2,5%) ansteigt. Die für die jeweiligen Prognosejahre geschätzte Gesamtentlastung wird 
mittels der in Übersicht 6 angegebenen Anteile auf die Einkommensterzile aufgeteilt. Im Vollausbau der Maßnahmen entfal-
len auf das 1. Terzil 15% der Entlastung (der Anteil am gesamten verfügbaren Haushaltseinkommen beträgt 17,3%), auf das 
2. Terzil 36% (Einkommensanteil 31,1%) und auf das 3. Terzil 49% (Einkommensanteil 51,6%). Kumuliert beträgt die Entlastung 
der privaten Haushalte laut WIFO-Schätzung bis 2026 27½ Mrd. €. 
 ____________________  
1) Das WIFO-Mikrosimulationsmodell (Daten und Methode) sowie die simulierten Maßnahmen aus der Steuerreform werden in Kapi-
tel 6 erläutert. – 2) Vgl. Mayrhuber et al. (2014) zum "Teilzeitbonus", der sich durch eine Senkung der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial-
versicherung im unteren Einkommensbereich ergibt. 

 

 
7)  Detailliertere Beiträge zu den Mikro- und Makrosi-
mulationen sind für das Heft 12/2021 der WIFO-
Monatsberichte geplant. 
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Übersicht 5: Auswirkungen der Steuerreform auf das aggregierte jährliche verfügbare 
Haushaltseinkommen 

 2022 2023 
 Veränderung 

des Haushalts-
einkommens 

in Mio. € 

Anteile an der 
Gesamtverän-
derung durch 

Maßnahme in % 

Anteil der 
Maßnahme am 
Reformvolumen 
insgesamt in % 

Veränderung 
des Haushalts-
einkommens 

in Mio. € 

Anteile an der 
Gesamtverän-
derung durch 

Maßnahme in % 

Anteil der 
Maßnahme am 
Reformvolumen 
insgesamt in %  

Senkung Beitragssatz zur Krankenversicherung   
Ab 1. Juli 2022 

 

1. Terzil  + 127 16,7     
2. Terzil  + 238 31,4     
3. Terzil  + 394 51,9     
        
Insgesamt  + 760 100,0 23,7    
  

      
 

Senkung 2. Tarifstufe Einkommensteuer 
(zusätzlicher Effekt) 

Senkung 3. Tarifstufe Einkommensteuer 
(zusätzlicher Effekt)  

Ab 1. Juli 2022 Ab 1. Juli 2023 
1. Terzil  + 61 6,5   + 4 1,3  
2. Terzil  + 312 33,2   + 41 14,6  
3. Terzil  + 567 60,3   + 239 84,1  
        
Insgesamt  + 940 100,0 29,4  + 284 100,0 49,3 
  

      
 

Erhöhung Familienbonus Plus (zusätzlicher Effekt) Erhöhung Familienbonus Plus (zusätzlicher Effekt)  
Ab 1. Juli 2022 Ab 1. Juli 2023 

1. Terzil  + 46 16,3   + 39 14,6  
2. Terzil  + 143 50,9   + 138 51,4  
3. Terzil  + 92 32,8   + 92 34,1  
        
Insgesamt  + 280 100,0 8,7  + 270 100,0 46,8 
  

      
 

Erhöhung Kindermehrbetrag (zusätzlicher Effekt) Erhöhung Kindermehrbetrag (zusätzlicher Effekt)  
Ab 1. Juli 2022 Ab 1. Juli 2023 

1. Terzil  + 21 89,4   + 20 89,0  
2. Terzil  + 2 9,8   + 2 10,0  
3. Terzil  ± 0 0,8   ± 0 1,0  
        
Insgesamt  + 23 100,0 0,7  + 23 100,0 3,9 
  

      
 

Einführung Regionaler Klimabonus 
(zusätzlicher Effekt) 

 
  

 
Ab 1. Jänner 2022 

   

1. Terzil  + 358 29,9     
2. Terzil  + 435 36,2     
3. Terzil  + 407 33,9     
        
Insgesamt  +1.200 100,0 37,5    
  

      
 

Gesamteffekt 2022 Zusätzlicher Effekt 2023 
1. Terzil  + 613 19,1   + 63 10,9  
2. Terzil  +1.130 35,3   + 182 31,6  
3. Terzil  +1.460 45,6   + 331 57,5  
        
Insgesamt  +3.203 100,0 100,0  + 576 100,0 100,0 

Q: WIFO-Berechnungen. 

 

Für diese Abschätzung wird eine adaptierte 
Version des WIFO-Macromod herangezo-
gen. Dabei werden neu kalibrierte Konsum-
funktionen verwendet, die für das mittlere 
und obere Einkommensdrittel deutlich gerin-
gere kurzfristige Konsumelastizitäten unter-
stellen: Im Standardmodell liegt die mittlere 
kurzfristige Konsumelastizität bei 0,50, in der 
adaptierten Version lediglich bei 0,25 
Dadurch soll dem oben beschriebenen 

Vermögensaufbau in der COVID-19-Krise 
Rechnung getragen werden: Laut Szenario 
ohne Steuerreform dürfte bei einem realen 
Konsumwachstum von 6% (Baumgartner, 
2021) die Ersparnisbildung 2022 um etwa 
1,3 Mrd. € geringer sein als im Durchschnitt 
2010/2019 (Abbildung 6). Der potentiell kon-
sumrelevante Sparpolster, dessen Umfang 
auf rund 25 Mrd. € geschätzt wird, schrumpft 
damit 2022 um etwa 5%.  
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Übersicht 6: Inputs für das WIFO-Macromod zur Simulation der Entlastung der privaten 
Haushalte 

 Verteilung der Entlastung Entlastung 
insgesamt 

 1. Terzil 2. Terzil 3. Terzil 
 

 In % Mrd. € 
2022 19,7 36,1 44,1 2,8 
2023 16,4 35,2 48,4 4,6 
2024 15,2 36,0 48,8 6,3 
2025 15,1 36,0 48,9 6,8 
2026 15,3 36,0 48,7 7,0 
     
Verfügbares Haushaltseinkommen (nominell) 17,3 31,1 51,6  
     
Kumulierte Entlastung     
2022/2026    27,5 

Q: WIFO-Berechnungen. 

 

Im mittleren und oberen Haushaltseinkom-
mensdrittel dürften die Entlastungen durch 
die ökosoziale Steuerreform daher vorwie-
gend in die Ersparnisse fließen. Gemeinsam 
mit dem "COVID-19-Sparpolster" sollte das 
längerfristig (über die Prognoseperiode hin-
aus) zu einem überdurchschnittlichen priva-
ten Konsumwachstum beitragen. 

In der vorliegenden Prognose mit Steuerre-
form wächst der private Konsum 2022/2026 
um durchschnittlich 3,1% p. a. (+0,3 Prozent-
punkte p. a. gegenüber dem Szenario ohne 
Steuerreform). Die Sparquote beträgt im 
Durchschnitt der Prognosejahre 6,2% 
(+1,3 Prozentpunkte gegenüber dem Szena-
rio ohne Steuerreform).  

2020 und 2021 verlagerte sich die Konsum-
nachfrage stark auf die (dauerhaften) Kon-
sumgüter. Zugleich brach die Nachfrage 
nach Dienstleistungen (zwangsweise) ein. 
Über den Prognosehorizont wird eine Nor-
malisierung des Konsummusters unterstellt. 
Ein Nachholen des Konsums ist nur bei weni-
gen Arten von Dienstleistungen möglich. So 
sind etwa öftere oder exklusivere Restau-
rantbesuche oder längere und teurere 
(Fern-)Reisen denkbar. Vor diesem Hinter-
grund ist nicht zu erwarten, dass der Dienst-
leistungskonsum in den kommenden Jahren 
deutlich über dem Vorkrisenniveau liegen 
wird. 

Auf Grundlage der dargestellten Entwick-
lung der Nachfragekomponenten wird für 
die Gesamtwirtschaft 2022 mit einem BIP-
Wachstum von 5% gerechnet8). In den 
Folgejahren wird sich das Wirtschaftswachs-
tum bis zum Ende des Prognosezeitraumes 
auf 1,8% abschwächen. Im Vergleich zum 
Euro-Raum dürfte das durchschnittliche BIP-
Wachstum 2022/2026 in Österreich um 
0,2 Prozentpunkte p. a. höher ausfallen, was 
in erster Linie auf den expansiven Effekt der 

 
8)  In der am 8. Oktober 2021 veröffentlichten WIFO-
Prognose ohne Steuerreform wurde für das Jahr 2022 

Steuerreform zurückgeführt werden kann 
(Abbildung 3).  

4.2 Trendoutput und Outputlücke 

Das Wachstum des Trendoutputs entspricht 
dem mittelfristigen Wachstumstrend einer 
Volkswirtschaft. Es wird durch demographi-
sche Faktoren, die strukturelle Arbeitslosig-
keit, die Kapitalakkumulation und das Pro-
duktivitätswachstum bestimmt. Die struktu-
relle Arbeitslosenquote beschreibt das 
Gleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt, das 
durch konstante Lohninflation gegeben ist. 
Die tatsächliche Wirtschaftsleistung kann 
aufgrund von konjunkturellen Schwankun-
gen oder exogenen Schocks wie der 
COVID-19-Pandemie kurzfristig vom Trend-
output abweichen. Die Outputlücke als pro-
zentuale Abweichung des realen BIP vom 
Trendoutput gibt den Grad der gesamtwirt-
schaftlichen Kapazitätsauslastung einer 
Volkswirtschaft an. Eine negative Outputlü-
cke zeigt eine unterdurchschnittliche Auslas-
tung an, während eine positive Outputlücke 
mit einer über dem Gleichgewicht liegen-
den Kapazitätsauslastung und steigendem 
Inflationsdruck verbunden ist. 

Die Outputlücke dient als Indikator für die 
Geld- und Fiskalpolitik und wird für die kon-
junkturelle Bereinigung des Finanzierungssal-
dos verwendet. Ein Vergleich der Outputlü-
cke mit der Veränderung des primären Fi-
nanzierungssaldos zeigt, ob die Fiskalpolitik 
prozyklisch oder antizyklisch wirkt. Eine anti-
zyklische Fiskalpolitik versucht, die negativen 
Effekte von Konjunkturschwankungen und 
exogenen Schocks auf die Einkommen ab-
zuschwächen. Der mittelfristige Haushalts-
rahmen soll den EU-Mitgliedsländern dabei 
helfen, über den Konjunkturzyklus hinweg ei-
nen ausgeglichenen Haushalt aufrechtzuer-
halten und so die Nachhaltigkeit der öffent-

ein BIP-Wachstum von 4,8% angegeben (Schiman, 
2021a). 

Die Entlastung der priva-
ten Haushalte durch die 
ökosoziale Steuerreform 
wird 2022 auf 2,8 Mrd. € 
(1,2% des verfügbaren 

Haushaltseinkommens) 
und 2026 auf 7 Mrd. € 

(2,5%) geschätzt.  
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lichen Finanzen auf mittlere Sicht zu gewähr-
leisten. 

Die Europäische Kommission schätzt den 
Trendoutput mit Hilfe einer Produktionsfunk-
tion, die konjunkturelle Schwankungen auf 
dem Arbeitsmarkt berücksichtigt (Havik 
et al., 2014). Die Methode der Europäischen 
Kommission basiert auf Schätzungen einer 
strukturellen Arbeitslosenquote (Non-Accele-
rating Wage Rate of Unemployment – 
NAWRU) und des Wachstums der Gesamt-
faktorproduktivität (TFP). Die geschätzte 
strukturelle Arbeitslosenquote unterstellt eine 
konstante Lohninflation. Die NAWRU-Schät-
zung basiert auf einer Reihe von konjunktu-
rellen und strukturellen Faktoren, welche die 
Lohn- und Preissetzung beeinflussen (Hristov 
et al., 2017). Das TFP-Wachstum wird auf Ba-
sis des Solow-Residuums geschätzt, das je-
nem Teil des BIP-Wachstums entspricht, der 
durch den Faktoreinsatz (Arbeit und Kapital) 
nicht erklärt wird. Dabei wird die Produktivi-
tät der Faktorinputs von ihrer jeweiligen Aus-
lastung getrennt9). Die Methode der Europä-
ischen Kommission wurde angepasst, um die 
Zunahme der Kurzarbeit infolge der COVID-
19-Pandemie (Labour Hoarding) zu berück-
sichtigen10).  

Laut Frühjahrsprognose der Europäischen 
Kommission vom Mai 2021 beträgt das 
durchschnittliche Trendwachstum in Öster-
reich 2021/2025 1,1% p. a. (Übersicht 7) und 
das durchschnittliche TFP-Wachstum knapp 
0,5% p. a. (Abbildung 7). Die COVID-19-
Pandemie verursachte in Österreich 2020 ei-
nen drastischen Rückgang des BIP. Laut Eu-
ropäischer Kommission hatte die Outputlü-
cke 2019 2,1% des Trendoutputs betragen 
und fiel 2020 auf 5,5%. In ihrer Prognose 
geht die Kommission zwar von einer Schlie-
ßung der Produktionslücke bis 2025 aus, 
rechnet jedoch bis dahin mit einer negati-
ven Outputlücke. 

Die WIFO-Schätzung des Trendoutputs nach 
der Methode der Europäischen Kommission 
stützt sich bis 2020 auf historische Daten und 
ab 2021 auf die vorliegende WIFO-Prognose 
(Abbildung 7). Sie ergibt für 2022/2026 ein 
durchschnittliches Trendwachstum von 1,3% 
p. a. Dies bedeutet eine Aufwärtsrevision 
gegenüber der Prognose der Europäischen 
Kommission vom Frühjahr 2021 (von 1,1% auf 
1,3%), was auf eine deutlich optimistischere 
Einschätzung des Arbeitsmarktes und der In-
vestitionstätigkeit in den Jahren 2021 und 
2022 zurückzuführen ist. In Übersicht 7 wird 
die WIFO-Schätzung nach der Methode der 
Europäischen Kommission deren eigener 
Schätzung vom Frühjahr 2021 gegenüberge-
stellt, wobei die Veränderung des Trendout-
puts in die Beiträge der Gesamtfaktorpro-
duktivität, der Arbeit und des Kapitals zerlegt 

 
9)  Bei der TFP handelt es sich um ein aggregiertes 
Maß, hinter dem sich eine erhebliche Heterogenität 
auf sektoraler Ebene bzw. auf individueller Unterneh-
mensebene verbirgt (Peneder und Prettner, 2021).  

wird. Der Beitrag des TFP-Wachstums ist in 
der WIFO-Schätzung um 0,1 Prozentpunkt 
geringer als in der Schätzung der Europäi-
schen Kommission vom Frühjahr 2021.  

Die der Methode der Europäischen Kommis-
sion folgende WIFO-Schätzung geht davon 
aus, dass sich die Outputlücke mittelfristig 
schließen wird (Abbildung 8). Diese An-
nahme ist angesichts eines durchschnittli-
chen Trendwachstums von 1,3% p. a. und 
der positiven Outputlücke ab 2022 proble-
matisch, da sie mittelfristig sehr niedrige BIP-
Wachstumsraten von durchschnittlich 1,1% 
p. a. impliziert. In der alternativen Schätzung 
("WIFO-Methode" in Übersicht 7) berechnet 
das WIFO die Produktionslücke als Abwei-
chung des prognostizierten BIP vom ge-
schätzten Trendwachstum, ohne eine Schlie-
ßung der Produktionslücke zu erzwingen. 
Durch die aktuelle Erholung wird die Wirt-
schaftsleistung in Österreich ab 2021 über 
dem Trendoutput liegen. 

Der Rückgang des TFP-Wachstums nach der 
Methode der Europäischen Kommission 
dürfte teilweise auf eine unzureichende Kon-
junkturbereinigung der TFP zurückzuführen 
sein. Dieses Problem kann bei Schätzungen 
nach dem Produktionsfunktionsansatz auf-
treten und zu volatilen und prozyklischen 
Trendschätzungen führen (Cotis et al., 2005; 
Maidorn, 2018; EU Independent Fiscal Institu-
tions, 2018). Eine tiefe Rezession verschärft 
das Problem der übermäßigen Prozyklizität in 
der Trendschätzung.  

In der alternativen WIFO-Schätzung werden 
daher die Erwerbsquoten und die durch-
schnittlichen Arbeitsstunden stärker geglät-
tet und die Outputlücke in Abhängigkeit von 
der BIP-Prognose und dem Trendwachstum 
endogen bestimmt. So ergibt sich für 
2022/2026 ein etwas kräftigeres Trendwachs-
tum von durchschnittlich 1,5% p. a. und eine 
deutlich höhere Outputlücke von durch-
schnittlich 2,4% des Trendoutputs, die auch 
mittelfristig positiv bleibt. Dies liegt daran, 
dass das BIP-Wachstum laut WIFO-Prognose 
deutlich über dem Trendwachstum liegt. 

Die durch die COVID-19-Pandemie ausge-
lösten schwerwiegenden Einschränkungen 
der Wirtschaftstätigkeit führten in Österreich 
und anderen Ländern zu einem beispiello-
sen Rückgang des BIP. Die Pandemie wirkte 
sich gleichzeitig auf die Angebots- und die 
Nachfrageseite aus, sodass es schwierig ist, 
die Entwicklung des Produktionspotentials 
(Angebotsseite) und der Outputlücke 
(Nachfrageseite) zu bewerten. Infolge der 
COVID-19-Pandemie wurde auch die kon-
zeptionelle Frage aufgeworfen, ob die Maß-
nahmen zu ihrer Eindämmung die Produkti-
onskapazitäten verringert oder lediglich ihre 

10)  Die konzeptuelle und technische Arbeit wird durch 
die Output Gap Working Group (OGWG) unter Einbe-
ziehung von Expertisen aus allen EU-Mitgliedsländern 
vorangetrieben.  

Nach der WIFO-
Methode beträgt das 
jährliche Trendwachs-
tum 2022/2026 1,5% 
p. a. 2022 dürfte die 
Outputlücke +1% des 
Trendoutputs betragen, 
im Durchschnitt der 
Prognoseperiode +2,4% 
p. a., da das geschätzte 
BIP-Wachstum in allen 
Jahren über jenem des 
Trendoutputs liegt. 
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Nutzung eingeschränkt haben (Bodnar 
et al., 2020). Die erste Interpretation impliziert 
einen starken Rückgang des Produktionspo-
tentials bei gleichzeitig geringer Verände-
rung der Outputlücke, die zweite einen 
stabilen Trendoutput bei zugleich deutlich 
vergrößerter Outputlücke. Schätzungen des 
Produktionspotentials sind in Krisenzeiten be-
sonders unsicher, weil die mittelfristigen Fol-

gen einer tiefen Rezession schwer abschätz-
bar sind. Dienen – wie nach der Methode 
der Europäischen Kommission – Prognosen 
als Input für die Schätzung des Trendoutputs, 
so erhöht dies die Unsicherheit solcher 
Schätzungen, da die zugrundeliegenden 
Prognosen in Krisenzeiten selbst besonders 
unsicher sind. 

 

Übersicht 7: Beitrag der Inputfaktoren zum Wachstum des Trendoutputs – Szenario mit Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

Methode der Europäischen Kommission1)           
BIP, real (implizit) Veränderung in % p. a.  + 0,9  + 0,7  + 2,02)  – 6,7  + 4,4  + 5,0  + 1,1  + 1,1  + 1,1   – 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,1  + 1,2  + 1,32)  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,3  + 1,3   – 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,3  + 0,4  + 0,32)  + 0,4  + 0,5  + 0,4  + 0,3  + 0,3  + 0,2   – 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,6  + 0,62)  + 0,5  + 0,6  + 0,7  + 0,6  + 0,6  + 0,6   – 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,2  + 0,2  + 0,42)  + 0,1  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,5   – 

Outputlücke, real In % des Trendoutputs  – 0,8  – 0,9  + 0,32)  – 5,7  – 2,9  + 0,5  + 0,4  + 0,2  ± 0,0   – 
            
WIFO-Methode3)           
BIP, real Veränderung in % p. a.  + 0,9  + 0,7  + 2,6  – 6,7  + 4,4  + 5,0  + 2,4  + 2,3  + 1,8  + 1,8 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,0  + 1,1  + 1,5  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,4  + 1,5  + 1,6  + 1,6 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,5  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,6  + 0,7  + 0,5  + 0,6  + 0,7  + 0,7  + 0,7  + 0,7  + 0,7 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,2  + 0,1  + 0,4  + 0,1  + 0,1  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,4 

Outputlücke, real In % des Trendoutputs  – 0,9  – 0,4  + 2,4  – 5,3  – 2,4  + 1,0  + 2,0  + 2,8  + 3,1  + 3,3 
            
Schätzung der Europäischen Kommission (Frühjahr 2021)           
BIP, real Veränderung in % p. a.  + 0,9  + 0,6  + 2,02)  – 6,6  + 3,4  + 4,3  + 1,2  + 1,2  + 1,3   – 
Trendoutput Veränderung in % p. a.  + 1,1  + 1,1  + 1,12)  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,1  + 1,2  + 1,2   – 

Arbeit Prozentpunkte  + 0,3  + 0,2  + 0,12)  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,0  + 0,1  + 0,1   – 
Kapital Prozentpunkte  + 0,5  + 0,6  + 0,62)  + 0,5  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,5  + 0,5   – 
Gesamte Faktorproduktivität Prozentpunkte  + 0,2  + 0,3  + 0,52)  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,5  + 0,5  + 0,6   – 

Outputlücke, real In % des Trendoutputs  – 0,8  – 0,9  – 0,12)  – 5,5  – 3,2  – 0,2  – 0,1  – 0,1  ± 0,0   – 

Q: Europäische Kommission, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisie-
rung gemäß der Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2021. – 2) Ø 2022/2025. – 3) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Okto-
ber 2021 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion 
für die Outputlücke. 

 

Die aktuelle Bevölkerungsprognose von Sta-
tistik Austria erwartet für die nächsten fünf 
Jahre ein Schrumpfen der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre) um 
etwa 0,2% p. a. In den letzten beiden Jahr-
zehnten wuchs sie noch um durchschnittlich 
knapp +0,5% p. a. Die ab 2024 wirksame 
schrittweise Anhebung des Antrittsalters zur 
gesetzlichen Alterspension für Frauen sollte 
deren Erwerbsbeteiligung erhöhen und zu ei-
nem (leichten) Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Erwerbsquote führen. Das An-
gebot an Arbeitskräften dürfte also weiter 
steigen, wenn auch langsamer als bisher. 
Die mittelfristigen Aussichten für die Zahl der 
Arbeitssuchenden sind eher günstig. Die 
strukturelle Arbeitslosenquote sollte von 4,7% 
im Jahr 2021 auf 4,2% im Jahr 2026 sinken. In 
Verbindung mit dem schwächeren Anstieg 
des Arbeitskräfteangebotes dürfte dies zu ei-
nem Trendwachstum der Beschäftigung um 
etwa 0,8% p. a. führen. Die Zahl der durch-
schnittlich geleisteten Arbeitsstunden dürfte 

mittelfristig abnehmen, weil sich der anhal-
tende Trend zur Teilzeitarbeit fortsetzt. 

Die mittel- bis langfristigen Folgen der 
COVID-19-Krise auf die Produktivität hängen 
von der Entwicklung des Humankapitals, der 
Investitionskraft der Unternehmen und der 
Wirksamkeit der Wirtschaftspolitik ab. Die 
Wirtschaftspolitik war 2020/21 maßgeblich 
vom Bestreben geleitet, Verluste an Human-
kapital, die durch anhaltende Erwerbslosig-
keit (Dequalifizierung aufgrund von Langzeit-
arbeitslosigkeit) drohen, ebenso zu verhin-
dern wie die Vernichtung von Unterneh-
menskapital durch einen Anstieg der Insol-
venzen. Derartige Verluste würden die Inno-
vations- und Investitionstätigkeit hemmen 
und damit die Produktivitätsgewinne und 
die Kapitalakkumulation bremsen. Dies 
würde die Verlangsamung des Produktivi-
tätswachstums verstärken, die in den Indust-
rieländern bereits seit Beginn des 21. Jahr-
hunderts zu beobachten ist (Dieppe, 2020). 



 728 Mittelfristige Prognose WIFO  ■  Monatsberichte 10/2021, S. 711-736
 

Abbildung 7: Entwicklung des realen Trendoutputs und der gesamten Faktorproduktivität (Trend-TFP) 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Q: Europäische Kommission, WIFO-Berechnungen. WIFO-Methode . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021 gemäß Pro-
duktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlü-
cke. Methode der Europäischen Kommission . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisierung gemäß der Prog-
nose der Europäischen Kommission vom Mai 2021. 

 
 

Abbildung 8: Outputlücke 
Real, in % des Trendoutputs 

 

Q: Europäische Kommission, WIFO-Berechnungen. WIFO-Methode . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-
Prognose vom Oktober 2021 gemäß Produktionsfunktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärke-
rer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlücke. Methode der Europäischen 
Kommission . . . WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisierung gemäß der 
Prognose der Europäischen Kommission vom Mai 2021. 

 

4.3 Arbeitsmarkt 

Die COVID-19-Krise führte in Österreich 2020 
zu einem Beschäftigungseinbruch um 2% 
und einem drastischen Anstieg der Arbeitslo-
senquote auf knapp 10%. Durch den Total-

ausfall der touristischen Wintersaison und an-
dere Auswirkungen der behördlichen Maß-
nahmen wurde der Beschäftigungszuwachs 
im I. Quartal 2021 noch stark vom produzie-
renden Sektor getragen. Mit der Öffnung 
der Dienstleistungsbereiche – Handel und 
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körpernahe Dienstleistungen ab 8. Februar, 
Gastronomie, Hotellerie und Veranstaltungs-
bereich ab 19. Mai 2021 – setzte auch in die-
sen Sparten ein kräftiger Beschäftigungsan-
stieg ein. Mittlerweile verlagerte sich die Dis-
kussion der bestimmenden Arbeitsmarkt-
probleme auf den Mangel an Fachkräften 
und den Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit, 
die sich in der COVID-19-Krise verfestigte. 

Das kräftige BIP-Wachstum von 5% sollte sich 
2022 in einem deutlichen Beschäftigungsan-
stieg niederschlagen (+2,0%). Ab 2023 fällt 
der Anstieg durch das Abklingen der Re-
bound-Effekte schwächer aus (2023/2026 
rund +1,5% p. a.; Übersicht 8). 

Während die Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter ab 2022 um durchschnittlich 0,2% 

p. a. schrumpfen wird, dürfte das Arbeits-
kräfteangebot im Prognosezeitraum um 
durchschnittlich 1,1% (oder rund 46.000 Per-
sonen) pro Jahr wachsen. Dies resultiert zum 
einen aus der weiteren Zunahme der Er-
werbsbeteiligung von Frauen und Älteren 
(u. a. durch die schrittweise Anhebung des 
Frauenpensionsantrittsalters ab 2024) und 
zum anderen aus einem Anstieg des auslän-
dischen Arbeitskräfteangebotes. Der Anteil 
der ausländischen Arbeitskräfte an der Ge-
samtbeschäftigung steigt dadurch auf 26,6% 
im Jahr 2026. 

Die Arbeitslosenquote laut AMS wird nach 
dem Anstieg auf 9,9% im Jahr 2020 bis zum 
Ende des Prognosezeitraumes auf 6,1% sin-
ken. Das Vorkrisenniveau von 7,4% dürfte be-
reits 2022 erreicht werden.  

  

Übersicht 8: Arbeitsmarkt, Einkommen, Preise – Szenario mit Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 In % 
Arbeitslosenquote 

          

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 8,2 8,3 6,6 9,9 8,2 7,3 6,8 6,4 6,2 6,1 
  

          
 

Veränderung in % p. a. 
Unselbständig Beschäftigte laut VGR1)  + 1,2  + 1,1  + 1,5  – 2,3  + 2,3  + 2,2  + 1,6  + 1,5  + 1,3  + 1,2 
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)  + 1,1  + 1,2  + 1,6  – 2,0  + 2,3  + 2,0  + 1,7  + 1,6  + 1,4  + 1,2 
Selbständige3)  + 1,4  + 0,5  + 0,5  – 0,6  + 0,8  + 0,8  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4 
Arbeitslose  + 7,7  – 1,1  – 4,8  + 35,9  – 17,6  – 9,3  – 6,9  – 4,1  – 2,2  – 1,1 
            
Produktivität4)  – 0,1  – 0,3  + 1,3  – 5,0  + 2,4  + 3,1  + 1,0  + 0,9  + 0,7  + 0,7 
            
Lohn- und Gehaltssumme5)  + 3,3  + 3,3  + 4,4  – 0,4  + 4,1  + 5,5  + 4,5  + 4,4  + 3,9  + 3,8 

Pro Kopf, real6)  + 0,5  + 0,2  + 0,5  + 0,6  – 1,0  + 0,1  + 0,6  + 0,7  + 0,5  + 0,5 
Lohnstückkosten, Gesamtwirtschaft  + 2,5  + 2,4  + 1,7  + 6,7  – 0,3  + 0,4  + 2,0  + 2,1  + 2,0  + 2,0 
            
Verbraucherpreise  + 1,6  + 2,0  + 2,3  + 1,4  + 2,8  + 3,1  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,1 
BIP-Deflator  + 2,0  + 1,8  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,6  + 2,1  + 2,2  + 2,1  + 2,1 

Q: Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Beschäftigungsverhältnisse. – 2) Ohne 
Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. – 3) Laut WIFO, einschließlich mithelfender Fami-
lienangehöriger. – 4) BIP real pro Kopf (Erwerbstätige: unselbständige Beschäftigungsverhältnisse und Selbständige laut VGR). – 5) Brutto, ohne Arbeitge-
berbeiträge. – 6) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR, deflationiert mit dem VPI. 

 

4.4 Inflation und Löhne 

Die starke Güternachfrage und Angebots-
engpässe führen auf dem Weltmarkt zu kräf-
tigen Preissteigerungen bei Rohstoffen (Holz, 
Erze, Rohöl), Energie (Mineralölprodukte, Erd-
gas, Strom) und Vorprodukten (z. B. Micro-
chips). Gemeinsam mit höheren Transport-
kosten (z. B. im Container- und Lkw-Verkehr) 
treibt dies die Preise für importierte Güter 
und die inländischen Produktionskosten, was 
sich in der Folge verzögert in den Verbrau-
cherpreisen für Waren, Treibstoffe, Haushalts-
energie und Nahrungsmittel niederschlägt. 
Der stärkere Preisauftrieb setzte im III. Quartal 
2020 ein und dürfte bis zum Frühjahr 2022 an-
halten; danach sollte die Preisdynamik zu-
nehmend an Schwung verlieren. 

Im Bereich der Dienstleistungen wird durch 
das Auslaufen der Mehrwertsteuerbegünsti-
gung für die von der COVID-19-Pandemie 
besonders betroffenen Sektoren (Gastrono-
mie, Beherbergung und Veranstaltungswe-
sen) ebenfalls mit einem spürbaren zusätzli-
chen Inflationsbeitrag gerechnet. Diese Be-
reiche repräsentieren zusammen rund 13% 
des Warenkorbes des Verbraucherpreisindex 
(VPI). Ab 1. Jänner 2022 werden die dort gel-
tenden Mehrwertsteuersätze von 5% auf das 
ursprüngliche Niveau angehoben (im Durch-
schnitt um 8 Prozentpunkte). Bei einer voll-
ständigen Weitergabe an die Konsumentin-
nen und Konsumenten würde sich daraus 
ein Anstieg der Inflationsrate laut VPI um 

Durch die kräftige Erho-
lung der heimischen 

Wirtschaft erreicht die 
Arbeitslosenquote be-

reits 2022 den Vorkrisen-
wert von 7,4% und sinkt 

bis 2026 auf 6,1%.  
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rund 1 Prozentpunkt ergeben11). Das WIFO 
unterstellt, dass rund vier Zehntel als Preiser-
höhung auf die Verbraucherpreise über-
wälzt werden und die Mehrwertsteuerrück-
führung somit einen Inflationsbeitrag von 
0,4 Prozentpunkten liefert. Die ab 1. Juli 2022 
wirksame CO2-Bepreisung wird ebenfalls mit 
etwa 0,1 bis 0,2 Prozentpunkten zur Teuerung 
beitragen.  

Aufgrund des starken Anstiegs der europäi-
schen Großhandelspreise für Gas und Strom 
im Verlauf des Jahres 2021 unterstellt das 
WIFO für das IV. Quartal 2021 einen schwa-
chen und für das I. Quartal 2022 einen kräfti-
geren Anstieg der Konsumentenpreise für 
Haushaltsenergie (ohne Heizöl) um insge-
samt zumindest 10%. Ab dem Frühjahr 2022 
sollte jedoch der Inflationsbeitrag der Mine-
ralölprodukte deutlich zurückgehen. Im Som-
merhalbjahr dürften auch die Liefereng-
pässe überwunden werden. Dies würde den 
Inflationsbeitrag der Waren dämpfen, so-
dass die Inflationsrate zum Jahresende 2022 
bei rund 2% liegen sollte. Für das Gesamtjahr 
2022 wird mit einer durchschnittlichen Preis-
steigerung von 3,1% (2021 +2,8%) gerechnet. 
Sie fällt damit deutlich höher aus als im lang-
jährigen Durchschnitt (2010/2019 +1,9% 
p. a.). 

Das WIFO schätzt den kräftigen Preisauftrieb 
in den Jahren 2021 und 2022 im überwie-
genden Ausmaß als vorübergehend ein, er-
wartet jedoch nicht, dass sich die weltweite 
Inflationsdynamik wieder auf die (sehr) nied-
rigen Teuerungsraten der Periode 2010 bis 
2020 abschwächen wird (Euro-Raum 
2010/2019 +1,4% p. a.). Für Österreich wird 
für den Zeitraum 2023/2026 mit einer durch-
schnittlichen jährlichen Inflationsrate um 
bzw. leicht über 2% gerechnet. Dazu tragen 
auch die CO2-Bepreisung und ein stärkerer 
Lohnanstieg infolge der anhaltenden Ar-
beitskräfteknappheit bei. 

Die Reallöhne werden 2021 durch den rezes-
sionsbedingt niedrigen Lohnabschluss 
(+1,4%) und deutliche Preissteigerungen 
(+2,8%) sinken. Für 2022 wird mit einer hete-
rogenen Lohndynamik gerechnet: Im produ-
zierenden Bereich dürften die Abschlüsse 
aufgrund der guten Auftragslage und der 
Arbeitskräfteknappheit höher ausfallen, im 
öffentlichen Dienst und bei Dienstleistungen 
dagegen eher verhalten. Insgesamt wird für 
2022 lediglich ein geringer Reallohnzuwachs 
erwartet (Übersicht 8). Ab 2023 werden die 
Zuwächse jedoch höher ausfallen 
(Ø 2023/2026 +0,6% p. a., Ø 2010/2019 +0,2% 
p. a.), wobei sie weiterhin um rund 0,2 Pro-
zentpunkte hinter dem gesamtwirtschaft-

 
11)  Die Gewichte des Warenkorbes des Verbraucher-
preisindex werden jährlich angepasst (Kettenindex), 
d. h. sie sind kurzfristig konstant. Zum jeweiligen Jahres-
wechsel werden die Gewichte auf der Basis von bis 
dahin vorliegenden VGR-Konsuminformationen für 
das nächste Jahr angepasst und im Februar gemein-

lichen Produktivitätswachstum zurückbleiben 
dürften (Ø 2023/2026 +0,8% p. a.).  

4.5 Öffentlicher Sektor 

Wie schon 2020 ist der Budgetvollzug auch 
2021 wesentlich durch die Maßnahmen zur 
Eindämmung und zur Abfederung der öko-
nomischen Folgen der COVID-19-Pandemie 
getrieben. Diese Maßnahmen schlagen sich 
sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der 
Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 
nieder. Für das laufende Jahr rechnet das 
WIFO abermals mit einem hohen gesamt-
staatlichen Budgetdefizit von 6,3% des BIP, 
nach 8,3% im Jahr 2020 (Übersicht 9). 

Da viele der 2020 und 2021 beschlossenen 
Unterstützungsmaßnahmen nur vorüberge-
hend zu erhöhten Staatsausgaben bzw. Ein-
nahmenausfällen führen, geht mit dem all-
mählichen Abklingen der Krise ab 2022 auch 
eine Verringerung der Neuverschuldung ein-
her. Auf der Ausgabenseite fallen hier spezi-
ell der um etwa 3 Mrd. € geringere Aufwand 
für Kurzarbeitsbeihilfen, der Wegfall des Aus-
fallsbonus und des Fixkostenzuschusses 
(3,3 Mrd. €), das Auslaufen von Unterstüt-
zungsleistungen des Non-Profit- und des Här-
tefallfonds (2,5 Mrd. €) sowie die geringeren 
COVID-19-assoziierten Gesundheitsausga-
ben (für Impfungen, Tests, Schutzmasken 
usw., rund 0,7 Mrd. €) als diskretionäre Aus-
gabenreduktionen ins Gewicht. Hinzu kom-
men die aufgrund der verbesserten konjunk-
turellen Lage deutlich geringeren Aufwen-
dungen für Arbeitslosengeld und Notstands-
hilfe als automatische Stabilisatoren. Einnah-
menseitig führt die wirtschaftliche Erholung 
zu einem kräftigen Anstieg des Umsatzsteu-
eraufkommens, der durch das Auslaufen der 
temporären Mehrwertsteuerreduktion in 
Gastronomie, Beherbergung und im Veran-
staltungswesen noch verstärkt wird. Auch 
das Aufkommen aus Sozialbeiträgen, der 
Lohnsteuer und der Körperschaftsteuer wer-
den durch die günstige Wachstums- und Be-
schäftigungsentwicklung positiv beeinflusst. 

Anfang Oktober 2021 beschloss die Bundes-
regierung eine ökosoziale Steuerreform, die 
in den Jahren 2022 bis 2024 stufenweise ein-
geführt und substanzielle Auswirkungen auf 
das Budget haben wird. Die Reformen bein-
halten eine Änderung der Einkommensteu-
ertarife, eine Erhöhung des Familienbonus 
Plus und eine gestaffelte Senkung der Kran-
kenversicherungsbeiträge. Durch diese Maß-
nahmen werden die privaten Haushalte be-
trächtlich entlastet: Die direkte Steuer- und 
Abgabenlast verringert sich 2022 um etwa 

sam mit dem ersten neuen Monatswert veröffentlicht 
(Statistik Austria, 2018). Alle fünf Jahre wird auf Basis 
der Konsumerhebung von Statistik Austria eine umfas-
sende Überprüfung bzw. Revision der VPI-Gewich-
tungsstruktur vorgenommen.  

Der positive Inflationsab-
stand zu Deutschland 
vergrößerte sich im 
2. Halbjahr 2020 infolge 
der Mehrwertsteuersen-
kung. 
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1,56 Mrd. € und 2026 um 7 Mrd. € (Übersich-
ten 5 und 6). 

Die Unternehmen werden durch Änderun-
gen bei der Unternehmensbesteuerung (stu-
fenweise Körperschaftsteuertarifsenkung ab 
2023, (Öko-)Investitionsfreibetrag, neue Ab-
schreibungsregelungen für geringwertige 
Wirtschaftsgüter) jährlich um 660 Mio. € 
(2024) bis 1,1 Mrd. € (2026) entlastet. 

Ab Mitte 2022 wird eine CO2-Bepreisung12) 
eingeführt, wobei spürbare Entlastungen für 
Härtefälle und für besonders CO2-intensive 
Betriebe vorgesehen sind, um das Risiko von 
"Carbon Leakage"13) zu verringern. Die er-
warteten Nettomehreinnahmen nehmen im 
Betrachtungszeitraum von 0,3 Mrd. € (2022) 
bis 2025 auf rund 1,85 Mrd. € zu. Der als Ent-
lastung der privaten Haushalte konzipierte 
Klimabonus wird demgegenüber bereits 
2022 zu Mehrausgaben von 1,25 Mrd. € füh-
ren, die bis 2026 auf 1,65 Mrd. € steigen. 

  

Übersicht 9: Staat – Szenario mit Steuerreform 
 Ø 2012/ 

2016 
Ø 2017/ 

2021 
Ø 2022/ 

2026 
2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 

 Veränderung in % p. a. 
Laufende Einnahmen  + 3,0  + 2,4  + 4,3  – 5,4  + 5,5  + 6,5  + 4,0  + 3,6  + 3,5  + 4,0 
Laufende Ausgaben  + 2,6  + 4,2  + 2,0  + 12,1  + 1,8  – 1,0  + 1,8  + 2,8  + 3,0  + 3,1 
Bruttoinlandsprodukt, nominell  + 2,9  + 2,5  + 4,9  – 4,6  + 6,6  + 7,7  + 4,6  + 4,5  + 3,9  + 3,9 
  

          
 

In % des BIP 
Finanzierungssaldo des Staates laut 
Maastricht-Definition  – 1,9  – 2,9  – 1,2  – 8,3  – 6,3  – 2,4  – 1,4  – 1,0  – 0,8  – 0,4 
Zyklisch bereinigter Budgetsaldo           

Methode der Europäischen Kommission1)  – 1,4  – 2,4  – 1,52)  – 5,0  – 4,6  – 2,7  – 1,6  – 1,1  – 0,8   – 
WIFO-Methode3)  – 1,4  – 2,7  – 2,6  – 5,3  – 4,9  – 2,9  – 2,5  – 2,6  – 2,5  – 2,2 

Struktureller Budgetsaldo           
Methode der Europäischen Kommission1)  – 0,9  – 2,4  – 1,52)  – 5,0  – 4,6  – 2,7  – 1,6  – 1,1  – 0,8   – 
WIFO-Methode3)  – 0,8  – 2,7  – 2,6  – 5,3  – 4,9  – 2,9  – 2,5  – 2,6  – 2,5  – 2,2 

Staatsschuld 83,0 78,0 75,6 83,2 83,8 80,0 77,9 75,5 73,4 71,0 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021, Parametrisierung gemäß der Prognose 
der Europäischen Kommission vom Mai 2021. – 2) Ø 2022/2025. – 3) WIFO-Schätzung auf Basis der WIFO-Prognose vom Oktober 2021 gemäß Produktions-
funktionsansatz der Europäischen Kommission, aber mit stärkerer Glättung des Trendoutputs und ohne Schließungsrestriktion für die Outputlücke. 

  
 

Abbildung 9: Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo des Staates 
Laut Maastricht-Definition 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

 

 
12)  Die konkrete Ausgestaltung der CO2-Abgabe ist 
noch Gegenstand von Verhandlungen, die zum Re-
daktionsschluss noch nicht abgeschlossen waren. 

13)  Unter Carbon Leakage versteht man die Verlage-
rung von Emissionen ins Ausland als Folge der unter-
schiedlich ambitionierten Klimapolitik der einzelnen 
Länder. 
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Im Zusammenspiel der nachlassenden fiskali-
schen Belastung durch die COVID-19-Krise, 
der ökosozialen Steuerreform und weiterer 
budgetwirksamer Entscheidungen wie der 
Pensionserhöhung oder zusätzlicher investi-
ver Maßnahmen im Rahmen der Aufbau- 
und Resilienzfazilität wird für 2022 eine Ver-
besserung des gesamtstaatlichen Finanzie-
rungssaldos auf 2,4% des BIP erwartet. Ab 
dem Jahr 2023 wird sich der Maastricht-
Saldo weiter in kleineren Schritten verbes-
sern. Dabei profitieren die öffentlichen Haus-
halte auch vom weiterhin günstigen Zinsum-
feld und den daraus resultierenden geringen 
Zinsausgaben auf die aufgelaufene Staats-
schuld. Für 2026 wird noch ein Budgetdefizit 
von 0,4% des BIP erwartet. Über den Progno-
sehorizont wird sich die Defizitquote durch 
die Steuerreform um durchschnittlich 0,6 Pro-
zentpunkte pro Jahr erhöhen. 

Der strukturelle Budgetsaldo nach der Be-
rechnungsmethode der Europäischen Kom-
mission (siehe Kapitel 4.2) verbessert sich 
von 2,6% des BIP (2022) schrittweise 
auf 0,7% des BIP (2025). Legt man die da-
von abweichende Berechnungsmethode 
des WIFO zugrunde, ergibt sich eine nur 

geringfügige Verbesserung von 2,9% (2022) 
auf 2,0% (2026). Ob dieser Budgetpfad eine 
Verletzung der europäischen Fiskalregeln 
darstellt, hängt auch davon ab, ob bzw. in-
wieweit das derzeit ausgesetzte Regelwerk 
bis zu seinem erneuten Inkrafttreten (voraus-
sichtlich 2023) reformiert wird. 

Die Staatsausgabenquote wird nach dem 
Höchststand im Jahr 2020 (57,1% des BIP) 
2022 noch knapp über 50% liegen und bis 
2026 auf 47,2% des BIP sinken. Die Einnah-
menquote wird als Folge der Budgetbe-
schlüsse von 48,2% des BIP (2021) auf 47,7% 
(2022) abnehmen und bis 2026 auf 46,8% zu-
rückgehen. Das politisch angestrebte Ziel, 
die Abgabenquote auf 40% des BIP zu sen-
ken, wird demnach im Prognosefenster bis 
2026 verfehlt: für 2026 wird eine "Abgaben-
quote 2" (ohne freiwillige und imputierte So-
zialbeiträge) von 41% des BIP erwartet. 

Die Staatsschuldenquote wird nach dem 
merklichen Anstieg auf 83,8% (2021) im kom-
menden Jahr auf 80,0% des BIP zurückgehen 
und – vor allem aufgrund des kräftigen no-
minellen BIP-Wachstums – bis 2026 wieder 
auf 71% sinken.  

5. Prognoserisiken 

Die COVID-19-Pandemie bleibt weiterhin ein 
bedeutendes Risiko für die künftige Wirt-
schaftsentwicklung. Verzögerungen in der 
Durchimpfung der Bevölkerung und/oder 
neue Virusmutationen bergen die Gefahr 
weiterer Infektionswellen und somit erneuter 
gesundheitspolitischer Einschränkungen, die 
das Wirtschaftsleben beeinträchtigen. So-
lange auch in den Schwellen- und Entwick-
lungsländern keine ausreichende Durchimp-
fung erreicht ist, wird diese Gefahr nicht ge-
bannt sein. Es ist daher im Interesse der rei-
cheren Industrieländer, die Impfkampagnen 
ärmerer Länder zu unterstützen. 

In Österreich bedroht die COVID-19-Pande-
mie insbesondere den Wintertourismus 
2021/22. Sollten ausländische Gäste auf-
grund des hohen Infektionsgeschehens in 
Österreich bei ihrer Rückreise Beschränkun-
gen oder eine Quarantäne befürchten müs-
sen, dürften sie in großer Zahl ausbleiben. 
Damit wäre auch die Saison 2021/22 von 
markanten Umsatzausfällen geprägt. 

Sollte es aufgrund des Anstiegs der 
COVID-19-Infektionen und vor allem der Hos-
pitalisierungen neuerlich zu einem generel-
len Lockdown im IV. Quartal 2021 und/oder 
im I. Quartal 2022 kommen, würde die Wirt-
schaftsentwicklung merklich vom unterstell-
ten Prognosepfad abweichen. Eine vorüber-
gehende Kombination aus einer stagnieren-
den bzw. rückläufigen unterjährigen BIP-
Entwicklung und einer hohen (und weiter 
steigenden) Inflation würde zwar der Defini-
tion einer Stagflation entsprechen; die 

Gründe, die dazu führen, wären jedoch an-
dere als in den 1970er- und 1980er-Jahren. 
Aus heutiger Sicht würde ein erneuter gene-
reller Lockdown im IV. Quartal zu einer Ab-
schwächung des Wachstums im Jahr 2021 
und einer Verschiebung von Produktion und 
Nachfrage ins Jahr 2022 führen. Sollte ein 
Lockdown jedoch bis ins I. Quartal 2022 in 
Kraft sein, könnte das 2022 zu einem gerin-
geren oder auch höheren Wachstum füh-
ren, je nachdem, ob etwaige Nachholef-
fekte noch 2022 oder erst 2023 wirksam wer-
den. 

Daneben gehen von den internationalen 
Rahmenbedingungen zusätzliche Abwärtsri-
siken aus:  

 Sollte es nicht – wie aufgrund der hohen 
Preise zu erwarten – zu Angebotsauswei-
tungen bei Rohstoffen sowie zu einer Ver-
besserung der Abläufe in den internatio-
nalen Logistiknetzwerken kommen, so 
hätte dies weitere Preisanstiege zur 
Folge. Dies würde die globale Konjunk-
turentwicklung hemmen. 

 Eine Ausweitung protektionistischer Maß-
nahmen im Handelsstreit zwischen den 
USA und China, aber auch mit der EU, 
und die zu erwartenden Gegenmaßnah-
men der betroffenen Länder bergen die 
Gefahr einer Eskalation von Handelskon-
flikten, die negative Folgen für die ge-
samte Weltwirtschaft hätte. Aufgrund der 
stark verzweigten weltweiten Wertschöp-
fungsketten würden zusätzliche Hinder-
nisse im Welthandel die Produktion in 
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den einzelnen Ländern hemmen und 
den Aufwärtstrend der Konjunktur dämp-
fen. Andererseits könnte dadurch aber 
auch eine Rückverlagerung der Produk-
tion nach Österreich ausgelöst werden, 
wodurch diese Dämpfung mittelfristig 
schwächer ausfallen könnte. 

 Die starke Überschuldung des chinesi-
schen Immobiliensektors stellt nicht nur 
für die Wirtschaft Chinas eine Bedrohung 
dar, sondern könnte über Domino-Effekte 
auch die Weltwirtschaft beeinträchtigen. 
Eine Zahlungsunfähigkeit des in Schief-
lage geratenen, zweitgrößten chinesi-
schen Immobilien-Mischkonzerns Ever-
grande würde eine Schockwelle auslö-
sen, die nicht nur den gesamten Immobi-
liensektor, sondern auch nationale wie 
internationale Banken und Investoren er-
fasst. Eine derartige Insolvenz könnte 
ähnlich wie die Lehman-Pleite weitrei-
chende negative Folgen für die Weltwirt-
schaft und das globale Finanzsystem mit 
sich bringen. 

 Schwelende geopolitische Konflikte im 
Nahen und Mittleren Osten sowie die 
Spannungen zwischen Russland und der 
EU bergen ein Risiko für die Versorgung 
mit Energierohstoffen (Erdgas) und könn-
ten einen Anstieg der Energiepreise und 
der Inflation verursachen.  

 Eine Verschärfung der Spannungen im 
Nahen Osten oder zwischen der Türkei 
und der EU könnte die Migrationsströme 
nach Europa wieder verstärken. 

Ein Eintreten solcher Abwärtsrisiken würde 
dazu führen, dass sich die österreichischen 
Ausfuhren schwächer entwickeln als in der 
Prognose unterstellt. Das Wirtschaftswachs-
tum, die Beschäftigungs- und Einkommens-

entwicklung und das Abgabenaufkommen 
in Österreich würden schwächer, die Staats-
ausgaben tendenziell höher ausfallen als an-
genommen.  

In der vorliegenden Prognose wurden zwei 
umfangreiche Konjunkturprogramme in den 
USA noch nicht berücksichtigt: der "Ameri-
can Jobs Plan" (vorgeschlagener Umfang 
2 Bio. $) und der "American Family Plan" 
(1 Bio. $ an zusätzlichen Ausgaben für Kin-
derbetreuung und Familienleistungen, 
800 Mrd. $ an Steuererleichterungen für Fa-
milien). Diese Programme sollen teilweise 
durch höhere Unternehmens- und Einkom-
mensteuern gegenfinanziert werden.  

Eine Umsetzung dieser Maßnahmen würde 
sich positiv auf die Weltwirtschaft auswirken 
und die Entwicklung der österreichischen 
Ausfuhren gegenüber der Prognose verbes-
sern. Das Wirtschaftswachstum, die Beschäf-
tigungs- und Einkommensentwicklung und 
das Abgabenaufkommen würden in diesem 
Fall höher, die Staatsausgaben tendenziell 
niedriger ausfallen als angenommen.  

Als Folge des Brexit wird sich der Nettobei-
trag Österreichs zum EU-Budget sehr wahr-
scheinlich erhöhen; über das genaue Aus-
maß dieser Erhöhung wird derzeit noch ver-
handelt.  

Aufgrund der "No-Policy-Change"-Annahme 
wurden in der vorliegenden Prognose keine 
Hypothesen zu zusätzlichen Maßnahmen 
oder Reformen formuliert, etwa in den Berei-
chen Pflege, Pensionen, Bildung oder Fi-
nanzausgleich. Ebenso wenig wurden zu-
sätzliche Maßnahmen im Bereich Klima-
schutz unterstellt.  

6. Mikrosimulation der Aufkommens- und Verteilungseffekte der 
Steuerreform: Daten, Methode, Maßnahmen 

Mit dem Mikrosimulationsmodell WIFO-Micro-
mod14) werden die Verteilungs- und fiskali-
schen Aufkommenseffekte der Steuerreform 
2022/2024 untersucht, die sich unmittelbar 
auf die verfügbaren Einkommen der priva-
ten Haushalte auswirken. Die untersuchten 
Maßnahmen umfassen erstens, die Reduk-
tion der Beiträge zur Krankenversicherung, 
zweitens, die Senkung der Lohn- und Ein-
kommensteuersätze, drittens, die Erhöhung 
des Familienbonus Plus und die Ausweitung 
der Anspruchsberechtigten auf den Kinder-
mehrbetrag und dessen Anhebung sowie 
viertens, die Einführung des regionalen 
Klimabonus. Diese Reformmaßnahmen wer-
den teilweise unterjährig und stufenweise in 
den Jahren 2022 und 2023 in Kraft treten.  

 
14)  Siehe dazu Fink und Rocha-Akis, 2020. 

6.1 Daten und Methode 

Für die Simulationen mit dem WIFO-Micro-
mod wird die letzte verfügbare Welle 2019 
des EU-SILC (European Union Statistics on In-
come and Living Conditions) herangezogen. 
Diese erfasst die Einkommenssituation der 
privaten Haushalte im Jahr 2018 (Statistik 
Austria, 2020). Um die Einkommen für die 
Jahre 2022 und 2023 zu schätzen, werden 
die in EU-SILC erfassten Werte für 2018 an-
hand der realisierten und prognostizierten 
Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
hochgerechnet15). Damit wird unterstellt, 
dass Bevölkerungsstruktur, Erwerbsbeteili-
gung und Einkommen in den Jahren 2022 
und 2023 ähnlich sein werden wie 2018. Zu-
dem werden die jährlichen Aufwertungen in 

15)  Laut mittelfristiger WIFO-Prognose 2022 bis 2026 – 
Szenario ohne Steuerreform (Baumgartner, 2021). 
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den Höchst- und Mindestbeitragsgrundla-
gen in der Sozialversicherung berücksichtigt.  

Im Fokus der Analyse stehen die unmittelba-
ren Effekte der einzelnen Reformmaßnah-
men auf das verfügbare Einkommen der pri-
vaten Haushalte. Für die Darstellung der Ver-
teilungswirkungen werden die Haushalte 
nach der Höhe des jährlichen verfügbaren 
Haushaltsäquivalenzeinkommens im Status 
quo geordnet und in drei Einkommensgrup-
pen aufgeteilt, die eine gleiche Anzahl an 
Haushalten umfassen16). Die einzelnen Maß-
nahmen werden schrittweise im Mikrosimula-
tionsmodell implementiert, um für 2022 und 
2023 die zusätzliche Wirkung jeder Maß-
nahme ausweisen zu können. Es wird ange-
nommen, dass alle Personen eine Einkom-
mensteuererklärung bzw. Arbeitnehmerver-
anlagung vornehmen und sämtliche Steuer-
absetzmöglichkeiten nutzen ("full take-up"). 
Um die Effekte der Steuerreform zu ermitteln, 
werden zunächst die verfügbaren Einkom-
men für 2022 und 2023 unter der kontrafakti-
schen Voraussetzung simuliert, dass die Re-
form ausbleibt. Der Reformeffekt einer Maß-
nahme wird dann ermittelt, in dem die 
hochgerechneten verfügbaren Einkommen 
in den Jahren 2022 und 2023 mit und ohne 

Maßnahme gegenübergestellt werden. Das 
unterjährige Inkrafttreten von Maßnahmen 
ab 1. Juli wird dabei entsprechend berück-
sichtigt.  

6.1.1 Reduktion der Krankenversicherungs-
beiträge  

Mit 1. Juli 2022 sollen die Krankenversiche-
rungsbeitragssätze von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, Selbständigen, Landwir-
tinnen und Landwirten mit einem monatli-
chen Bruttobezug von höchstens 2.500 € 
und jene von Pensionistinnen und Pensionis-
ten mit einem monatlichen Bruttobezug von 
höchstens 2.200 € um bis zu 1,7 Prozent-
punkte gesenkt werden. Ziel der Reform ist 
eine Entlastung von Personen mit niedrigen 
und mittleren Einkommen. Für die WIFO-
Simulation werden – mangels detaillierter In-
formationen und ausgehend vom Beitrags-
satz im Szenario ohne Reform – in den Be-
rechnungen mit Reform die in Übersicht 10 
dargestellten Einschleifregeln für alle Versi-
chertengruppen zur Jahresmitte ange-
wandt. 

 

Übersicht 10: Einschleifregeln zur Änderung des Beitragssatzes zur Krankenversicherung 
ab 1. Juli 2022 – Szenario mit Steuerreform 

Monatliches Bruttoeinkommen  Änderung des Beitragssatzes zur Krankenversicherung 
In € Prozentpunkte 

Über Geringfügigkeitsgrenze bis 1.100  – 1,70 
1.001 bis 1.800  – 1,50 
1.801 bis 1.900  – 1,40 
1.901 bis 2.000  – 1,12 
2.001 bis 2.100  – 1,00 
2.101 bis 2.200  – 0,80 
2.201 bis 2.300  – 0,60 
2.301 bis 2.400  – 0,40 
2.401 bis 2.500  – 0,20 

Q: Bundesministerium für Finanzen. 

 

6.1.2 Senkung der Lohn- und 
Einkommensteuersätze  

Der Eingangssteuersatz in der Lohn- und Ein-
kommensteuer wurde bereits 2020 von 25% 
auf 20% gesenkt (Fink und Rocha-Akis, 2020; 
Baumgartner et al., 2020). Ein Kernbereich 
der Steuerreform 2022/2024 ist die Fortset-
zung der Lohn- und Einkommensteuertarifre-
form. Mit 1. Juli 2022 ist eine Senkung des 
Steuersatzes in der 2. Tarifstufe von 35% auf 
30% vorgesehen (für Einkommensteile über 
18.000 € und bis 31.000 €). Mit 1. Juli 2023 soll 
der Steuersatz in der 3. Tarifstufe von 42% auf 
40% gesenkt werden (für Einkommensteile 
zwischen 31.000 € und 60.000 €).  

 
16)  Für die Einteilung der privaten Haushalte in Einkom-
mensklassen werden Haushalte unterschiedlicher 
Größe und Struktur vergleichbar gemacht, indem das 
verfügbare Haushaltseinkommen gemäß der modifi-

6.1.3 Erhöhung des Familienbonus Plus 

Der Familienbonus Plus soll von jährlich 
1.500 € auf 2.000 € je Kind unter 18 Jahren 
(bzw. von 500 € auf 650 € je volljähriges Kind 
in Ausbildung) angehoben werden. Der hö-
here Familienbonus Plus wird erstmals ab 
1. Juli 2022 ausbezahlt. Im Jahr 2022 ist der 
Familienbonus Plus demnach um 250 € bzw. 
75 € höher als im Vorjahr, ab 2023 um 500 € 
bzw. 150 € höher als 2021. 

zierten OECD-Skala in Äquivalenzeinkommen bzw. be-
darfsgewichtete Pro-Kopf-Einkommen umgerechnet 
wird. 
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6.1.4 Erhöhung des Kindermehrbetrages und 
Ausweitung des Kreises der Anspruchs-
berechtigten 

Analog zum Familienbonus Plus soll der Kin-
dermehrbetrag für Alleinerziehende mit ge-
ringem Einkommen sowie für Alleinverdie-
nende, die den Familienbonus Plus nicht 
oder nicht zur Gänze ausschöpfen können, 
von 250 € auf 450 € erhöht werden. 2022 soll 
er gegenüber dem Jahr 2021 um 100 € und 
ab 2023 um 200 € gegenüber 2021 steigen 
(pro Jahr und Kind mit Anspruch auf Fami-
lienbeihilfe)17). Zudem soll der Kreis der an-
spruchsberechtigten Personen auf Paare 
ausgeweitet werden, sofern beide Partner 
erwerbstätig sind und ein relativ geringes 
Einkommen haben. Da zum Zeitpunkt der 
Modellierung keine Informationen zur Ausge-
staltung des Kindermehrbetrages für Paare 
vorlagen, wurde – wie medial kolportiert18) – 
angenommen, dass der Anspruch auf den 
Kindermehrbetrag individuelle jährliche Brut-
tobezüge zwischen 6.000 € und 12.000 € 
voraussetzt.  

6.1.5 Regionaler Klimabonus 

Um die Zusatzkosten, die sich aus der CO2-
Bepreisung für die privaten Haushalte erge-
ben, abzufedern, ist für 1. Jänner 2022 die 
Einführung eines regionalen Klimabonus ge-
plant. Basierend auf der "Urban-Rural-Typolo-
gie" der Statistik Austria sowie Daten zur 

öffentlichen Verkehrsanbindung, wird jede 
Gemeinde einer von vier Klimabonusstufen 
(100 €, 133 €, 167 €, 200 €) zugeordnet. Der 
jeweilige Betrag soll jährlich jeder volljähri-
gen ortsansässigen Person zustehen. Für je-
des Kind unter 18 Jahre im gemeinsamen 
Haushalt kommt ein 50-prozentiger Zuschlag 
hinzu.  

Für die Simulation des Klimabonus, der als öf-
fentlicher Transfer behandelt wird, wurden 
zwei Variablen aus EU-SILC herangezogen, 
nämlich der Urbanisierungsgrad bzw. die Be-
siedlungsdichte nach Eurostat-Definition und 
die Urban-Rural-Typologie von Statistik Aus-
tria. Da EU-SILC keine hinreichenden Infor-
mationen enthält, um die Zuordnung der 
Gemeinden zu den Klimabonusstufen rekon-
struieren zu können, konnte nicht eindeutig 
festgestellt werden, welche Stufe für die ein-
zelnen privaten Haushalte zur Anwendung 
kommt. Daher wurde mittels Verkreuzung 
des Urbanisierungsgrades mit der Urban-
Rural-Typologie und unter Hinzuziehung der 
von Statistik Austria veröffentlichten Klimabo-
nusstufen der Gemeinden versucht, alle in 
EU-SILC erfassten Haushalte näherungsweise 
einer Klimabonusstufe zuzuordnen. Dies führt 
zu gewissen Unschärfen, da sich Gemeinden 
ähnlicher Bevölkerungsdichte und gleichen 
Urban-Rural-Typs in ihrer Verkehrsinfrastruktur 
deutlich unterscheiden können. 
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